
I. LANDTAG





| 9TÄTIGKEITSBERICHT 

Landtagspräsident: Arthur Brunhart
Landtagssekretär: Josef Hilti

Die Tätigkeit des Landtags im Jahre 2011

Aufgrund von Art. 62 der Verfassung vom 5. Oktober 1921 
hat die Regierung dem Landtag alljährlich einen Rechen-
schaftsbericht über die gesamte Staatsverwaltung zu er-
statten. Ähnlich wie in den Vorjahren wird anlässlich dieser 
Publikation die Öffentlichkeit über die Tätigkeit des Land-
tags im Jahre 2011 informiert.

Plenarsitzungen

Der Landtag tagte im Berichtsjahr 2011 an insgesamt 19 
Sitzungstagen während rund 150 Stunden und beriet da
bei über Gesetzesvorlagen, Finanzbeschlüsse, internatio
nale Übereinkommen etc. (Vorjahr 21 Sitzungstage, ca. 
172 Stunden). Nach der Eröffnungssitzung mit Thronrede 
vom 17. Februar 2011 trat der Landtag zu 8 ordentlichen 
Arbeitssitzungen zusammen, für welche jeweils bis zu 3  
Arbeitstage in Anspruch genommen wurden. Die erste Ar
beitssitzung begann am 16. März 2011, die letzte inklusive 
formeller Schliessung des Landtags endete am 15. Dezem
ber 2011. Die durchschnittliche Dauer eines Sitzungsta
ges betrug im Berichtsjahr rund 8 Stunden. Im Jahr 2011 
wurden 163 Landtagsbeschlüsse ausgefertigt und somit  
exakt gleich viele wie im Vorjahr. 68 Gesetzesvorlagen wur
den vom Landtag im Anschluss an die 2. Lesung erlassen 
(Vorjahr 75). Zudem behandelte der Landtag 23 Finanz
vorlagen und 16 Wahlgeschäfte. Des Weiteren wurden 24 
Berichte (z.B. Hochbautenbericht, Verkehrsinfrastruktur
bericht, Stellenplan oder Bericht über die Justizpflege des 
Landgerichtes und des Obergerichtes) und diverse mündli
che Informationen der Regierung zur Kenntnis genommen. 
Der Landtag hatte sich im Berichtsjahr 22mal mit aussen
politischen Vorlagen zu befassen, dazu debattierte er über 
periodische Standardtraktanden, wie beispielsweise den 
Rechenschaftsbericht in der JuniSitzung oder den Lan
desvoranschlag in der NovemberSitzung. Diese beiden 
Themenkreise, zum einen die Finanzhoheit, zum anderen 
die Kontrolle der Staatsverwaltung, gehören verfassungs
gemäss zu den bedeutendsten Aufgaben des Parlaments 
überhaupt. Während des Berichtsjahrs wurden keine Ein
bürgerungsgesuche (Vorjahr 2) durch den Landtag in Be
handlung gezogen. Die Landtagsabgeordneten reichten im 
Berichtsjahr 31 parlamentarische Eingänge (Vorjahr 13), 
davon 5 Initiativen, 5 Petitionen, 9 Postulate, 3 Motionen und 
9 Interpellationen, ein. Die Initiativen zielten auf folgende 
Themen ab: Die Steuerung öffentlicher Unternehmen, 
Hilfe statt Strafe, Schwangerschaftsabbruch, Wohnbauför
derungsgesetz und die Abänderung der Eignerstrategie. 
Die Petitionen befassten sich mit der Neuregelung des  
Sorgerechts gem. norwegischem Modell, dem gemeinsa
men Sorgerecht, dem Stimm und Wahlrecht von Liechten

steinern im Ausland, den Partizipationsrechten und einem 
griffigen Mietrecht. Die Postulate handelten vom Mobilfunk 
im Alpengebiet, von der Medienpolitik der Regierung, von 
hoheitlichen Aufgaben, von der Brustkrebsvorsorge, von 
der Überprüfung der Verfahrensgesetze, von einer ökologi
schen Wohnbauförderung, vom Ausbau der Mobilität, vom 
Dialekt in Kindergärten und von der Mindestertragssteuer. 
Die Motionen betrafen eine Neuregelung des Schwanger
schaftsabbruchs nach Schweizer Modell, das Volksrechte
gesetz und die Abschaffung der Ausnützungsziffer. Die In
terpellationen schliesslich handelten von der Spitalplanung  
St. Gallen – Liechtenstein, von der Zulassungs und Ein
wanderungspolitik, vom Stimm und Wahlrecht auf Ge
meindeebene, von der LKW und LGV unter einem Dach, 
von der Stabsstelle für Chancengleichheit, von der Ener
giepolitik, vom Sozialmissbrauch, von den Schulstandor
ten und der Schulraumplanung und von der Verteilungs
gerechtigkeit. Die Beantwortung von Parlamentarischen 
Eingängen wie Postulaten und Interpellationen durch die 
Regierung erfolgte gemäss Geschäftsordnung des Land
tags in schriftlicher Form. Auch im Berichtsjahr stellten die 
Abgeordneten regelmässig kleine Anfragen an die Regie
rung. Gemäss Geschäftsordnung wurden diese jeweils spä
testens am Ende des 3. Sitzungstages mündlich von der 
Regierung beantwortet. Der Landtag tagte im Berichtsjahr 
8mal in nichtöffentlicher Sitzung. Normalerweise findet 
die nichtöffentliche Sitzung am ersten Tag der Landtagssit
zung vor Beginn der öffentlichen Nachmittagssitzung statt. 
In den nichtöffentlichen Sitzungen werden hauptsächlich 
vertrauliche Themen diskutiert und behandelt, wie bei
spielsweise die aktuelle Situation des liechtensteinischen 
Finanzplatzes, Ämterprüfungen, Personalentscheidungen 
oder organisatorische Belange, die den Landtag selbst be
treffen.

Landesausschuss

Gemäss Verfassung des Fürstentums Liechtenstein be
sorgt der Landesausschuss die Geschäfte des Landtags 
und seiner Kommissionen während der Zeit zwischen 
Schliessung und Wiedereröffnung des Landtags. Un
ter dem Vorsitz von Landtagspräsident Arthur Brunhart 
mit der Landtagsvizepräsidentin Renate Wohlwend und 
den Abgeordneten Günther Kranz, Peter Hilti und Elmar 
Kindle tagte der Landesausschuss im Berichtsjahr 2mal.

Landtagskommissionen –  
Ständige Kommissionen

Landtagskommissionen tagen in nichtöffentlichen Sitzun
gen. Sie haben vor allem beratende und abklärende Funk
tion und informieren das Plenum in der Regel schriftlich 
anhand von Sitzungsprotokollen oder Berichten.

Aussenpolitische Kommission
Die Aussenpolitische Kommission tagte in 8 Arbeitssit
zungen. Ihr gehörten Landtagspräsident Arthur Brunhart 
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(Vorsitz), die Landtagsvizepräsidentin Renate Wohlwend 
und die Abgeordneten Marlies AmannMarxer, Peter 
Hilti und Albert Frick als Mitglieder an. Neben der Vor
beratung aussenpolitischer Traktanden des Landtags 
wurden unter anderem diverse Übereinkommen sowie 
Beschlüsse des gemeinsamen EWRAusschusses behan
delt. Zu den Standardtraktanden gehörten die Berichte 
der Regierung zur aussenpolitischen Lage, die Jahres
berichte der einzelnen Delegationen bei den internatio
nalen ParlamentarierOrganisationen (Europarat, OSZE, 
IPU, EWR/EFTA etc.) sowie die Berichte der EFTA und 
der Europäischen Überwachungsbehörde (ESA). Die 
Regierung informierte zudem regelmässig über den Fi
nanzplatz Liechtenstein sowie über die Aufgaben und 
die personellen Anforderungen im Bereich der liechten
steinischen Aussenpolitik. Das Hauptaugenmerk lag im 
Jahre 2011 auf dem Abschluss von Freihandelsabkom
men zwischen den EFTAStaaten und Drittländern sowie 
auf dem Abschluss weiterer bilateraler Abkommen in 
Steuerangelegenheiten (TIEA). Zudem fand am 15. und 
16. Juni 2011 das EFTAMinistertreffen in Vaduz statt 
und im Zuge der BritischLiechtensteinischen Freund
schaftsgruppe auf parlamentarischer Ebene fand ein Be
such britischer Parlamentarier am 26. Mai in Vaduz statt.

Finanzkommission
Die Finanzkommission wurde im Jahr 2011 von den Ab
geordneten Diana Hilti (Vorsitz), Werner Kranz, Elmar 
Kindle, Thomas Vogt und Wendelin Lampert gebildet. In 
12 ordentlichen Sitzungen und einer ausserordentlichen 
Sitzung (bei der FMA) wurde über finanzrelevante The
men beraten. Die Arbeit der Finanzkommission besteht 
gemäss Art. 61 der Geschäftsordnung für den Landtag 
des Fürstentums Liechtenstein (LGBl. 1997 Nr. 61) in 
der Prüfung und Begutachtung von Voranschlägen des 
Staates und der sonstigen Körperschaften, der Anstalten 
öffentlichen Rechts sowie der staatlichen Betriebe, aus
genommen der Gemeinden. Weiter hat die Finanzkom
mission sämtliche Vorlagen über Kredite, Bürgschaften, 
Anleihen des Staates, Kauf und Verkauf von Liegenschaf
ten, die Ausführung von Staatsbauten und die Gewährung 
von ausserordentlichen Beiträgen und Unterstützungen 
auf ihre Relevanz und Gesetzesmässigkeit hin zu prüfen. 
Die Finanzkommission kann vom Landtag ermächtigt 
werden, an seiner Stelle über die Zustimmung betreffend 
den Erwerb oder die Veräusserung von Grundstücken zu 
entscheiden. Neben den jährlich wiederkehrenden Trak
tanden (Landesvoranschlag, Nachtragskredite und Kre
ditüberschreitungen, Anlagestrategie der Poolanlagen 
etc.) gab es im Berichtsjahr insbesondere folgende er
wähnenswerte Behandlungsthemen: Sanierungsprojekt 
Staatshaushalt; Abänderung des Gesetzes über die AHV
IVFAKAnstalten; Verpflichtungskredit über den Neu
bau des Landesspitals an bestehendem Standort; Revi
sion des Schulgesetzes; Auswirkung des Verlustes aus 
Lombardgeschäften der LLB AG auf das Budget 2012; 
Staatliche Pensionskasse; Verpflichtungskredit für den 

Ersatzbau des ehemaligen Internattrakts beim SZM I in 
Vaduz; Liegenschaft Äule 38 in Vaduz.

Geschäftsprüfungskommission
Gemäss Art. 63 der Verfassung des Fürstentums Liech
tenstein kommt der Geschäftsprüfungskommission die 
Aufgabe zu, für den Landtag das Recht der Kontrolle 
über die gesamte Staatsverwaltung und deren Verwal
tungshandeln auszuüben. Die Geschäftsprüfungskom
mission wird dabei in ihrer Arbeit durch die Finanzkont
rolle unterstützt. Die Geschäftsprüfungskommission trat 
im Berichtsjahr zu insgesamt 11 Sitzungen zusammen. 
Ihr gehörten die Abgeordneten Christian Batliner (Vor
sitz), Markus Batliner, Peter Büchel, Pepo Frick und  
Gebhard Negele an. Neben den jährlich wiederkehren
den Traktanden wie den IT und SecurityReviews so
wie den diversen Berichten der Finanzkontrolle lag das 
Hauptaugenmerk im Berichtsjahr 2011 vor allen Dingen 
auf der Kontrolle der Eignerstrategien gemäss dem Ge
setz über die Steuerung und Überwachung öffentlicher 
Unternehmen. Des Weiteren wurden u.a. folgende Trak
tanden behandelt: Internes Kontrollsystem bei der Lan
desverwaltung; Prüfung der ALV; Schloss Gutenberg: 
Investition von zweckgebundenen Mitteln; Staatliche 
Pensionskasse. Während des Berichtsjahres stattete die 
Geschäftsprüfungskommission der Landespolizei und 
dem Hochbauamt einen Arbeitsbesuch ab. Diese Besu
che vor Ort gewähren der Geschäftsprüfungskommission 
jeweils interessante Einblicke in die Geschäftstätigkeiten 
und abläufe der entsprechenden Stellen. Zudem eröff
nen diese Besuche den Mitgliedern der Geschäftsprü
fungskommission die Möglichkeit, spezifische Probleme 
bei den betreffenden Stellen näher erörtern zu können.

Landtagsbüro
Neben Landtagspräsident Arthur Brunhart und Land
tagsvizepräsidentin Renate Wohlwend gehörten die 
Fraktionssprecher Peter Hilti (VU), Johannes Kaiser 
(FBP) sowie der Landtagssekretär Josef Hilti mit bera
tender Stimme dem Landtagsbüro an. Das Landtagsbüro 
trat im Berichtsjahr zu 13 Sitzungen während rund 15 
Stunden zusammen und befasste sich hauptsächlich mit 
der Festlegung der Tagesordnungen für die öffentlichen 
und nichtöffentlichen Landtagssitzungen. Des Weite
ren wurden die folgenden Themen behandelt: Wahl der 
Leitung der Finanzkontrolle; Reform der Geschäftsord
nung für den Landtag; Konzept und Budget Jubiläum 
«150 Jahre Landtag»; Landtagsbudget 2012; Besuch der 
Grossen Räte Appenzell Innerrhoden und Graubünden.

Landtagskommissionen –  
Besondere Kommissionen

Gemäss Geschäftsordnung kann der Landtag bei Bedarf 
besondere Kommissionen bestellen und einsetzen. Ihre 
Funktionsdauer endet dabei mit der Erledigung des Auf
trags, spätestens jedoch mit Ablauf der Mandatsperiode. 
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Die besonderen Kommissionen bereiten dabei einzelne 
Gesetze oder andere Geschäfte vor und stellen dem Land
tag entsprechend Antrag.

EWR-Kommission
Die EWRKommission überprüft die Beschlüsse des Ge
meinsamen EWRAusschusses in Brüssel mit Blick da
rauf, ob sie gemäss Art. 8 Abs. 2 der Verfassung dem 
Landtag zur Behandlung und Entscheidung vorzule
gen sind. Die Mitglieder der EWRKommission, Gerold  
Büchel (Vorsitz), Marlies AmannMarxer und Renate 
Wohlwend überprüften in 7 Sitzungen die Beschlüsse 
des Gemeinsamen EWRAusschusses bzw. die EURicht
linien und Verordnungen. Die Unterlagen dazu wer
den jeweils direkt von der Stabsstelle EWR zur Verfü
gung gestellt. 2011 wurden 373 EURechtsakte (total seit 
Abkommen 6’330) durch 164 Beschlüsse (total seit Ab
kommen 2’507) des Gemeinsamen EWRAusschusses in 
das EWRAbkommen übernommen (Quelle: Stabsstelle 
EWR/EEA Coordination Unit).

Kommission zur Reform der Geschäftsordnung
Die Mitglieder der Kommission zur Reform der Geschäfts
ordnung, Landtagspräsident Arthur Brunhart (Vorsitz), 
Landtagsvizepräsidentin Renate Wohlwend, die Abgeord
neten Rainer Gopp, Pepo Frick und Jürgen Beck tagten 
im Berichtsjahr 5 mal, um die bestehende Geschäftsord
nung des Landtags zu analysieren und konkrete Verbes
serungsvorschläge auszuarbeiten. Ein erstes Mal konnte 
eine umfassende Vorlage der Kommission im Landtag be
raten werden. Die Regierung wurde eingeladen, eine Stel
lungnahme zur Reformvorlage beizubringen. Danach wird 
die Vorlage erneut dem Landtag zur Beratung vorgelegt.

Kommission Landesspital
Nach dem Nein zum vorgelegten Verpflichtungskre
dit für den Neubau des Landesspitals an bestehendem 
Standort des Volkes an der Urne bestellte der Landtag 
im Berichtsjahr eine Besondere Landtagskommission 
Landesspital mit den Mitgliedern Rainer Gopp (Vorsitz),  
Diana Hilti, Pepo Frick, Peter Hilti und Christian Batliner. 
Die Kommission hat den Auftrag, das weitere Vorgehen 
der Regierung im Sinne eines weiteren Neubauvorschla
ges zu begleiten, zu überwachen und die Zusammenar
beit mit dem neu bestellten Stiftungsrat und den Verant
wortlichen des Landesspitals zu intensivieren. Sie tagte 
im Berichtsjahr an 3 Sitzungen. Bereits im März 2012 
sollen erste Resultate dem Landtag vorgelegt werden.

Richterauswahlgremium
Das Richterauswahlgremium mit den Abgeordneten  
Gisela Biedermann, Johannes Kaiser und Pepo Frick trat 
im Berichtsjahr zu 8 Sitzungen zusammen, um ihre Auf
gabe in diesem Gremium adäquat zu erfüllen. Die vom 
Richterauswahlgremium dem Landtag in Vorschlag ge
brachten Kandidatenvorschläge wurden von diesem alle
samt gutgeheissen.

Parlamentarische Delegationen
Der Landtag wählt seine Delegationen für die parlamen
tarischen Versammlungen internationaler Organisatio
nen oder für Parlamentarierorganisationen zu Beginn ei
ner Mandatsperiode für 4 Jahre. Die Delegationen sind 
laut Geschäftsordnung angehalten, dem Landtag jährlich 
bis Ende April einen Tätigkeitsbericht, welcher im Ple
num diskutiert wird, zu unterbreiten. Die Berichte sind 
öffentlich und geben Auskunft über die in den jeweiligen 
internationalen Gremien geführten Themendebatten. Die 
Berichte können bei der Regierungskanzlei oder beim 
Landtagssekretariat bezogen werden. Bezüglich Detail
liertheit der folgenden Kurzberichte sei an dieser Stelle 
auf die ausführlicheren Berichte der jeweiligen Delega
tionen hingewiesen.

Parlamentarische Versammlung des Europarates
Landtagsvizepräsidentin Renate Wohlwend, die Ab
geordneten Gebhard Negele (Delegationsleiter), Doris 
Frommelt und der stellvertretende Abgeordnete Lean
der Schädler vertraten Liechtenstein im Jahre 2011 bei 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarates in 
Strassburg. Im Berichtsjahr fanden insgesamt 4 Sessio
nen der Parlamentarischen Versammlung des Europara
tes in Strassburg statt (Winter, Frühjahrs, Sommer und 
Herbstsession), an welchen die liechtensteinische Dele
gation vertreten war. Ausserhalb dieser Sessionswochen 
wurden weitere Sitzungen verschiedenster Fachkommis
sionen des Europarates (z.B. Wirtschaft, Soziales, Kul
tur) in Strassburg oder an unterschiedlichen Orten im 
Ausland abgehalten. Die liechtensteinischen Delegier
ten nahmen vereinzelt auch an diesen Sitzungen teil. 
Pro Jahr werden die Delegationsmitglieder rund fünf 
bis sechs Wochen für diese Aufgaben beansprucht. An 
den Sessionen wurde unter anderem über nachstehende 
Traktanden debattiert: Unmenschliche Behandlung von 
Menschen und illegaler Handel mit menschlichen Orga
nen im Kosovo, Schutz journalistischer Quellen, Reform 
der Parlamentarischen Versammlung, Wasser  eine 
Konfliktquelle, Stärkung der Demokratie durch Herab
setzen des Wahlalters auf 16 Jahre, Bekämpfung der 
Armut, mehr Frauen in wirtschaftlichen und sozialen 
Entscheidungsgremien, Asylsuchende und Flüchtlinge: 
Teilen der Verantwortung in Europa, Zusammenarbeit 
zwischen dem Europarat und den jungen Demokratien 
in der arabischen Welt, Bekämpfung von «Darstellun
gen von Kindesmissbrauch» mithilfe entschlossener, be
reichsübergreifender und international abgestimmter 
Maßnahmen und Schattenwirtschaft: eine Gefahr für De
mokratie, Entwicklung und Rechtsstaatlichkeit.

EWR/EFTA Parlamentarierkomitee
Die Delegation des Liechtensteinischen Parlaments bei 
den EWR und EFTAParlamentarierkomitees setzte 
sich im Berichtsjahr 2011 aus den Abgeordneten Harry  
Quaderer (Delegationsleiter), Albert Frick und den 
stellvertretenden Abgeordneten Helmuth Büchel und  
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Marion KindleKühnis zusammen. Die Hauptaufga
ben der EWR/EFTAParlamentarierkomitees sind, sich 
mit Fragen des EWR bzw. der EFTA auseinanderzuset
zen und Stellungnahmen dazu abzugeben. Die Delega
tion nahm im Berichtsjahr an allen Meetings teil. Am 21.  
Februar fand in Brüssel das 99. CMP und 67. MPSMee
ting statt. Schwerpunktthema des Meetings waren die Zu
sammenarbeit und die Beziehungen zwischen der EFTA, 
dem EWR und der EU. Es fanden verschiedene Referate 
und Diskussionen statt. Vom 22. bis 25. Februar fand ein 
CMPDelegationsbesuch in Hanoi statt. Das Hauptziel der 
verschiedenen Treffen war die Vorzüge eines Freihan
delsabkommens mit der EFTA sowie die EFTA als inter
essanten und verlässlichen Partner vorzustellen. Das 36. 
JPCMeeting fand vom 11. bis 15. April in Oslo und Spitz
bergen statt. Es wurden die folgenden zwei Beschlüsse 
verabschiedet: «Jahresbericht 2010 des JPC über das 
Funktionieren des EWR» sowie «Der Hohe Norden: 
Chance und strategische Herausforderungen». Ebenfalls 
wurde das Arbeitspapier «Die Überprüfung des EWR» 
vorgestellt und diskutiert. Vom 21. bis 22. Juni nahm die 
Delegation am 101. CMP und 68. MPSMeeting, am 44. 
EFTAMinistertreffen sowie am 12. Joint Meeting mit 
dem Konsultativkomitee in Schaan teil. Es wurden fol
gende Themen diskutiert: Entwicklungen im EWRRaum, 
die bilateralen Verhandlungen der Schweiz mit der EU, 
das VetoRecht innerhalb des EWR sowie die neusten 
Entwicklungen in Sachen Freihandelsabkommen. Am 
26. und 27. Oktober fand das 37. JPCMeeting in Strass
burg statt. Zu folgenden Themen wurden Beschlüsse ver
abschiedet: «EUDigitale Agenda und der EWR», «EWR 
und NorwegischerFinanzierungsmechanismus: Beitrag 
zur sozialen und wirtschaftlichen Kohäsion in Europa» 
sowie «Europäisches Rückerstattungsprogramm für Ge
tränkebehälter». Hierzu startete das Gemeinsame EWR 
und EUParlamentarierkomitee die Initiative. Am 14. 
November nahm die Delegation am 102. CMP und 69. 
MPSMeeting sowie am 45. EFTAMinistertreffen in Genf 
teil. Schwerpunkt des Ministertreffens war die Informa
tion zum am gleichen Tage unterzeichneten Abkommen 
mit Montenegro. Am 15. November fand das 3. EFTA
Standing Committee Meeting auf Ministerebene mit dem 
Parlamentarier und Konsultativkomitee in Brüssel statt. 
Ebenfalls in Brüssel nahm die Delegation am ersten Tref
fen mit dem EWR/EFTAForum für Lokale und Regionale 
Behörden teil. Am 16. November nahm die Delegation an 
der vom EFTAParlamentarier und Konsultativkomitee 
gemeinsam organisierter Konferenz zum Thema «Finanz 
und Wirtschaftskrise in Europa» teil.

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE (Orga-
nisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa)
Die Delegation der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE setzte sich im Berichtsjahr 2011 aus dem Stv. Ab
geordneten Hubert Lampert (Delegationsleiter), der stell
vertretenden Abgeordneten Marion KindleKühnis, dem 
Abgeordneten Werner Kranz und dem stellvertretenden 

Abgeordneten Helmuth Büchel zusammen. Ziel der Par
lamentarischen Versammlung der OSZE ist es, die parla
mentarische Seite innerhalb der OSZE zu stärken sowie 
den Dialog und die Zusammenarbeit zwischen den Parla
menten zu erleichtern. Ein Gesichtspunkt, der für die Her
ausforderungen der Demokratie im OSZERaum von zent
raler Wichtigkeit ist. Die Delegation nahm im Berichtsjahr 
an allen Tagungen teil Die alljährlich stattfindende Win
tertagung der Parlamentarischen Versammlung der OSZE 
fand vom 24. bis 25. Februar in Wien statt. Neben Sitzun
gen der drei Ausschüsse wurde auch eine Sonderdebatte 
zur Situation in der Arabischen Welt abgehalten. Die 20. 
Jahresversammlung der OSZE fand vom 6. bis 10. Juli in 
Belgrad statt. Thema der Tagung war «Stärkung der Ef
fektivität und Effizienz der OSZE – ein Neubeginn nach 
dem Gipfel von Astana». Neben den Beratungen der Be
richte in den drei Ausschüssen zum Tagungsthema wur
den weitere 21 Beschlüsse zu Themen wie Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit, Internetsicherheit, illegaler Handel 
mit menschlichen Organen, Moldawien, internationale 
elterliche Kindesentziehung, nationale Minderheiten, In
toleranz und Diskriminierung der Christen in der OSZE
Region, Roma, Zeugenschutzprogramme sowie Atom
sicherheit und Umweltschutz diskutiert. Ebenfalls gab 
es eine Dringlichkeitsdebatte zur Krise in Kirgistan. Am 
Ende der Tagung wurde die «Belgrad Deklaration» verab
schiedet, welche Empfehlungen und sämtliche genehmig
ten Beschlüsse beinhaltet. Die Herbsttagung der Parla
mentarischen Versammlung der OSZE fand vom 7. bis 10. 
Oktober in Dubrovnik statt. Es stand das Thema «Regio
nale Entwicklung in SüdOst Europa: Herausforderungen, 
Chancen und Perspektiven» zur Diskussion. Ebenso fand 
das alljährliche Mittelmeerforum zum Thema «Verstärkte 
Sicherheit im Mittelmeerraum: Schaffung einer Umge
bung in Freiheit, Sicherheit und Gerechtigkeit» statt. Die 
Herbstkonferenz eröffnet den Mitgliedern der Versamm
lung jeweils die Möglichkeit, mit Fachexperten über spe
zielle Themen, welche für die OSZEStaaten von besonde
rem Interesse sind, zu diskutieren.

Interparlamentarische Union (IPU)
Der liechtensteinischen Delegation bei der Interparla
mentarischen Union gehörten als Mitglieder im Berichts
jahr die Abgeordneten Jürgen Beck (Delegationsleiter), 
Doris Frommelt als ordentliches Mitglied sowie die stell
vertretenden Abgeordneten Marion KindleKühnis und 
Stefan Wenaweser an. Analog den Vorjahren fanden im 
Berichtsjahr neben diversen Sitzungen der unterschiedli
chen Arbeits und Expertengruppen der IPU zwei grosse 
Jahreskonferenzen statt. Die 124. IPUKonferenz tagte 
vom 15. bis 20. April 2011 in Panama City, Panama, die 
125. IPUKonferenz vom 16. bis 19. Oktober 2011 in Bern. 
An beiden war die liechtensteinische Delegation vertre
ten. In Panama City wurde über die folgenden Themen
gebiete debattiert: Aufgrund der Aktualität die schwierige 
Situation Japans infolge Erdbeben und Tsunami und ent
sprechende Hilfsmöglichkeiten; die weltweite politische, 
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wirtschaftliche und soziale Lage; Frieden und internatio
nale Sicherheit; Nachhaltige Entwicklung, Finanzen und 
Handel; Demokratie und Menschenrechte, insbesondere 
die Stärkung demokratischer Reformen in jungen Demo
kratien (insb. Nordafrika, Naher Osten). An der Konferenz 
In Bern wurden die folgenden Themengebiete erörtert: 
Unterstützung bei der Regierungsführung zu Gunsten 
von Frieden und Sicherheit im Nahen Osten und Nord
afrika; Verbesserung der Systeme bezüglich das Ver
hältnis zwischen Staat und Bürgern; Die Gesundheit von 
Frauen und Kindern als Menschenrecht; das Jahrespro
gramm 2012 inklusive Budget sowie die Durchführung 
von entsprechenden Wahlen in diverse IPUGremien.

Parlamentarier-Kommission Bodensee
Die ParlamentarierKommission Bodensee ist ein Fo
rum mit der Aufgabe und dem Ziel, in einem zweimal 
jährlich durchgeführten Informations und Meinungs
austausch grenzüberschreitende Probleme zu erör
tern, gemeinsame Lösungen anzustreben und sich über 
ihre Mitglieder in den Parlamenten für deren Umset
zung einzusetzen. Dabei treffen sich jeweils Parlamen
tarier aus BadenWürttemberg, Bayern, Vorarlberg, St. 
Gallen, Appenzell, Schaffhausen, Thurgau, Zürich und 
Liechtenstein. Im Berichtsjahr vertraten Landtagspräsi
dent Arthur Brunhart (Delegationsleiter), der Abgeord
nete Rainer Gopp und der stellvertretende Abgeordnete  
Dominik Oehri den liechtensteinischen Landtag in die
sem Gremium. Der Kanton St. Gallen hatte im Berichts
jahr den Vorsitz inne. Die Frühjahrstagung der Parla
mentarierKonferenz Bodensee fand am 25. März 2011 in  
St. Gallen (Regierungsgebäude) statt. Schwerpunktthema 
der Tagung war die grenzüberschreitende Gesundheits
politik, im Zuge dessen die Traktanden «Funktionskan
tone – von der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
zu grenzüberschreitenden Körperschaften» und «Grenz
überschreitende Trends im Gesundheitswesen: Heraus
forderungen und Chancen für die Zukunft» abgehandelt 
wurden. Die Herbsttagung der ParlamentarierKonferenz 
Bodensee fand am 18. Oktober 2011 ebenfalls in St. Gal
len (Regierungsgebäude) statt. Im Mittelpunkt der Tages
ordnung stand erneut die grenzüberschreitende Gesund
heitspolitik. Zu diesem Zweck wurde eine Resolution 
verabschiedet, welche die Eckpunkte einer grenzüber
schreitenden Zusammenarbeit im Gesundheitswesen 
unter Berücksichtigung der hoheitlichen Besonderhei
ten der jeweiligen Mitglieder festlegt. Die alljährliche 
Präsidentenkonferenz fand im Berichtsjahr im Juni in  
St. Gallen statt, konnte aber aufgrund des zeitgleich statt
findenden JuniLandtags von Arthur Brunhart nicht be
sucht werden. Der Kanton Appenzell Ausserrhoden wird 
im Jahr 2012 den Vorsitz innehaben.

Landtagssekretariat

Obwohl der Landtag als Institution bereits 1818 geschaf
fen wurde, nahm das Landtagssekretariat seinen Be

trieb erst im Jahre 1990 auf. Somit existiert auch erst 
seit diesem Zeitpunkt ein eigentlicher Parlamentsdienst 
in Liechtenstein. Heute besteht das Landtagssekretariat 
aus dem Landtagssekretär Josef Hilti, seinem Stellver
treter Philipp Pfeiffer, drei Vollzeitangestellten und drei 
TeilzeitMitarbeiterinnen. Der Landtagssekretär und sein 
Stellvertreter werden vom Landtag bestellt. Der Aufga
benbereich des Sekretariats ist in der Geschäftsordnung 
für den Landtag, LGBl. 1997 Nr. 61, Art. 15 und 16 um
schrieben. Er sieht insbesondere die Protokollierung der 
Landtagsdebatten, der Kommissions und Delegations
sitzungen sowie die Erstellung der Landtagsbeschlüsse 
vor. Zudem ist das Landtagssekretariat die offizielle An
laufstelle des Landtags für andere Parlamente und inter
nationale Organisationen. Der Arbeitsanfall ist seit Be
stehen des Landtagssekretariats insbesondere aufgrund 
der generell verstärkten Internationalisierung der Parla
mentsarbeiten stark angewachsen. Das Landtagssekre
tariat verfügt derzeit zur Arbeits und Aufgabenbewäl
tigung über 6.60 Stellen. Die Landtagsbroschüren (in 
deutscher und englischer Sprache) sowie Broschüren 
zum Landtagsgebäude können kostenlos beim Land
tagssekretariat angefordert werden. Interessierte haben 
zudem die Möglichkeit, weitere Informationen auf der 
Homepage des Landtags (www.landtag.li) einzusehen.

Überblick über die Landtagsbeschlüsse  
im Jahre 2011

Eröffnungssitzung vom 17. Februar 2011
– Thronrede S.D. Erbprinz Alois von und zu Liechten

stein 
 S.D. Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein eröffnet 

die Landtagssession und richtet die Thronrede an die 
Landtagsabgeordneten.

– Ansprache der Alterspräsidentin Doris Frommelt
– Wahl des Landtagspräsidenten
 Abg. Arthur Brunhart
– Wahl der Landtagsvizepräsidentin
 Abg. Renate Wohlwend
– Wahl der Schriftführer
 Abg. Gerold Büchel
 Abg. Thomas Vogt
– Wahl der Aussenpolitischen Kommission
 Landtagspräsident Arthur Brunhart, Vorsitz
 Abg. Marlies AmannMarxer
 Abg. Albert Frick
 Abg. Peter Hilti
 Landtagsvizepräsidentin Renate Wohlwend
– Wahl der Finanzkommission 
 Abg. Günther Kranz, Vorsitz
 Abg. Diana Hilti
 Abg. Elmar Kindle
 Abg. Wendelin Lampert
 Abg. Thomas Vogt
– Wahl der Geschäftsprüfungskommission 
 Abg. Christian Batliner, Vorsitz
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 Abg. Manfred Batliner
 Abg. Peter Büchel
 Abg. Pepo Frick
 Abg. Gebhard Negele

Öffentliche Landtagssitzung vom 16. / 17. März 2011
– Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

16./17. März 2011
– Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land

tagssitzung vom 24./25./26. November 2010
 Das Protokoll wird genehmigt.
– Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land

tagssitzung vom 15./16. Dezember 2010
 Das Protokoll wird genehmigt. 
– Genehmigung des Protokolls der Eröffnungssitzung 

vom 17. Februar 2011
 Das Protokoll wird genehmigt.
– Petition «Gemeinsames Sorgerecht», initiiert vom Ver

ein für Männerfragen
 Die Petition wird an die Regierung überwiesen.
– Petition: Neuregelung des Sorgerechts gemäss «Nor

wegischem Modell», beigebracht: Frauennetz Liech
tenstein am 23. Februar 2011

 Die Petition wird an die Regierung überwiesen.
– Interpellation zur grenzüberschreitenden, regional ab

gestimmten Spitalplanung und Versorgung mit Spital
leistungen zwischen dem Kanton St. Gallen und dem 
Fürstentum Liechtenstein der Abgeordneten Pepo 
Frick, Rainer Gopp, Diana Hilti, Wendelin Lampert und 
Harry Quaderer vom 17. Februar 2011

 Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
– Interpellation zur aktuellen und zukünftigen Zulas

sungs und Einwanderungspolitik des Abgeordneten 
Pepo Frick vom 23. Februar 2011

 Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
– Stellungnahme der Regierung betreffend die Überprü

fung der Petition zur betrieblichen Personalvorsorge 
vom 13. Juli 2010 (Petition am 22.09.2010 an die Re
gierung überwiesen); (Nr. 17/2011)

 Die Petition wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Finanzbeschluss über die Genehmigung eines Nach

tragskredites für die Weiterführung der «Timeout
Schule FL» im Jahr 2011 (Nr. 2/2011)

 Der Nachtragskredit wird genehmigt.
– Bewilligung von Nachtragskrediten und Kreditüber

schreitungen (VII/2010); (Nr. 15/2011
 Die Nachtragskredite und Kreditüberschreitungen 

werden genehmigt, der Finanzbeschluss (Kreditüber
schreitungen) wird als dringlich erklärt.

– Bewilligung von Nachtragskrediten (I/2011); (Nr. 
16/2011)

 Die Nachtragskredite werden genehmigt.
– Anfrage der Abg. Marlies AmannMarxer:

– Revision des Schulgesetzes
– Anfragen des Abg. Rainer Gopp:

– Telecom Liechtenstein
– MRIUntersuchungen

– Gesamtschau und Weiterentwicklung des liechten
steinischen Gesundheitswesens

– Anfragen des Abg. Peter Lampert:
– Futuro  Gewerbe und Industrie
– «ausgewogen 2015»
– Staatshaushalt und Entwicklungshilfe

– Anfragen der Abg. Diana Hilti:
– Belegärzte am Landesspital
– Zusammenarbeitsverträge des Landesspitals 

– Anfragen des Abg. Peter Büchel:
– Landespolizei
– Rietlestrasse in Schellenberg 

– Anfragen des Abg. Pepo Frick:
– Zukunft der Stabsstelle für Chancengleichheit
– schädliche, gebietsfremde Pflanzen
– Eignerstrategie der LKW

– Anfragen des Abg. Albert Frick:
– Liechtensteinisches Landesmuseum
– Waldbewirtschaftung
– Katastrophe in Japan

– Anfrage des Abg. Manfred Batliner:
– EDVSystem der Landesverwaltung 

– Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
– Interpellationsbeantwortung zum Thema Regie

rungskommunikation
– Verwaltungsreform
– Webseite der Regierung zur Katastrophe in Japan

– Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:
– Arzttarif
– Familienförderung

– Anfrage des Abg. Christian Batliner:
– IHZE

– Anfrage des Abg. Werner Kranz:
– Grosskreisel in Schaan

– Anfrage der Abg. Gisela Biedermann:
– Stabsstelle für Chancengleichheit

– Jahresbericht 2010 der Delegation bei der Interparla
mentarischen Union (IPU)

 Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
– Jahresbericht 2010 der Delegation für die EFTA/EWR

Parlamentarierkomitees
 Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
– Wahl Leitungsperson Finanzkontrolle (Bericht Wahl

kommission)
 Als Leitungsperson Finanzkontrolle wird bestellt:  

Cornelia Lang, Dr. GrassStrasse 8, 9490 Vaduz
– Abänderung des Gesetzes über die Ausländer (Auslän

dergesetz; AuG) sowie die Abänderung weiterer Ge
setze (Personenfreizügigkeitsgesetz; PFZG und Bür
gerrechtsgesetz; BüG), (Nr. 110/2010); [1. Lesung: 25. 
November 2010] Stellungnahme der Regierung (Nr. 
7/2011); 2. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Abänderung des Finalitätsgesetzes und des Sachen
rechts, (Nr. 127/2010); [1. Lesung: 26. November 2010] 
Stellungnahme der Regierung (Nr. 5/2011); 2. Lesung
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 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Totalrevision des Eisenbahngesetzes (Nr. 120/2010); 
[1. Lesung: 26. November 2010] Stellungnahme der 
Regierung (Nr. 9/2011); 2. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Abänderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozess
ordnung, des Gesetzes vom 2. Juli 1974 über das Straf
register und die Tilgung gerichtlicher Verurteilungen 
sowie des Strafvollzugsgesetzes (Nr. 112/2010); [1. Le
sung: 26. November 2010] Stellungnahme der Regie
rung (Nr. 18/2011); 2. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Schaffung eines Gesetzes über die eingetragene Part
nerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschafts
gesetz; PartG) sowie die Abänderung weiterer Gesetze 
(Nr. 139/2010, [1. Lesung: 16. Dezember 2010] Stel
lungnahme der Regierung (Nr. 14/2011), 2. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Gesetz über die EGeldinstitute (EGeldgesetz), die 
Abänderung des Sorgfaltspflichtgesetzes, des Ban
kengesetzes, des Gesetzes über die Vermittlerämter, 
des Gesetzes über die Finanzmarktaufsicht, des Zah
lungsdienstegesetzes sowie des Gewerbegesetzes (Nr. 
133/2010), [1. Lesung: 16. Dezember 2010] Stellung
nahme der Regierung (Nr. 6/2011); 2. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Freihandelsabkommen zwischen den EFTAStaaten 
und der Republik Peru vom 24. Juni 2010 / 14. Juli 2010 
(Nr. 1/2011)

 Dem Freihandelsabkommen wird zugestimmt.
– Bereinigung der Anlagen I und II zum Zollvertrag (23. 

Bereinigung), LGBl. 2010 Nr. 363
 Die Bereinigung wird zur Kenntnis genommen.
– Abänderung des Gesetzes betreffend Übernahmeange

bote (Übernahmegesetz; ÜbG), (Nr. 3/2011); 1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Bankengesetzes, des Zahlungsdien

stegesetzes, des EGeldgesetzes und des Marktmiss
brauchsgesetzes (Nr. 4/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Gesetzes über die Krankenversiche

rung (Nr. 8/2011); 1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Gesetzes über den Erwerb und Verlust 

des Landesbürgerrechtes (Bürgerrechtsgesetz; BüG); 
(Nr. 10/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 
und verabschiedet.

– Festlegung des Mindestfinanzbedarfs für die Jahre 
2012  2015 sowie die Anpassung des Finanzzuwei
sungssystems im Rahmen der Sanierung des Landes
haushalts (Nr. 11/2011); 1. Lesung

 Die Vorlagen werden in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Steuergesetzes (Art. 18 Abs. 6, Art. 

158 Abs. 6 bis 8), (Nr. 12/2011); 1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 

und verabschiedet.
– Abänderung des Gesetzes über die obligatorische Un

fallversicherung (Unfallversicherungsgesetz; UVersG), 
(Nr. 13/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Kleine Anfragen Beantwortung 

Öffentliche Landtagssitzung vom 13. April 2011
– Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 13. 

April 2011
– Postulat «MobilfunkGrenzwert Alpengebiet» 
 Das Postulat wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Postulat zur zukünftigen Medienpolitik der Regierung 
 Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
– Bericht und Antrag betreffend die Vorprüfung der 

angemeldeten Volksinitiative der «Arbeitsgruppe 
Schwangerschaftskonflikte» zur Abänderung des Straf
gesetzbuches («Hilfe statt Strafe»); (Nr. 29/2011) 

 Der Vorprüfungsbericht wird zur Kenntnis genommen. 
Es wird festgestellt, dass die Initiative zulässig ist.

– Interpellationsbeantwortung betreffend die Regie
rungskommunikation (Nr. 22/ 2011) 

 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge
nommen.

– Wahl eines Mitglieds in die Finanzkommission des 
Landtages infolge Austritts des Abg. Günther Kranz 

 Als Mitglied in die Finanzkommission wird bestellt: 
Abg. Werner Kranz, Schulstrasse 59, 9485 Nendeln

– Wahl des Vorsitzes in der Finanzkommission des Land
tages 

 Als Vorsitzende der Finanzkommission wird bestellt: 
Abg. Diana Hilti, In der Blacha 39, 9498 Planken

– Wahl eines Ersatzrichters des Staatsgerichtshofes 
 Als Ersatzrichter des Staatsgerichtshofes wird gewählt: 

Dr. Peter Schierscher, Torkelgass 9, 9494 Schaan
– Bericht und Antrag betreffend Verkehrsdienstebericht 

(Nr. 28/2011)
 Dem Verkehrsdienstebericht sowie dem Finanzbe

schluss wird die Zustimmung erteilt.
– Anfragen der Abg. Diana Hilti:

– Kundmachung von Verordnungen
– Finanzplatzstrategie des Bankenverbandes
– Privatklinik
– österreichische Unternehmen «Vamed»

– Anfrage der Abg. Doris Beck:
– Finanzierungsplan

– Anfrage des Abg. Peter Hilti:
– Ausbau der Bahnstrecke zwischen St. Margrethen 

und Lauterach
– Anfrage des Abg. Gebhard Negele:

– SBahn bzw. Verkehrspolitik 
– Anfragen des Abg. Pepo Frick:

– Agenda 2020
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– LKW und Atomstrom 
– Südumfahrung Feldkirch

– Anfrage des Abg. Johannes Kaiser:
– FBPInterpellationsbeantwortung zum IWF

– Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:
– Arzttarif
– Familienleitbild

– Anfrage des Stv. Abg. Helmuth Büchel:
– Grenzkontrollen

– Anfrage des Stv. Abg. Dominik Oehri:
– Verkehr

– Anfrage des Abg. Werner Kranz:
– SBahn FL.A.CH

– Anfrage der Stv. Abg. Marion KindleKühnis:
– Flyer «Bahn hat Zukunft, Bahn sichert Zukunft»

– Anfrage des Abg. Peter Büchel:
– Agglomerationsprojekt WerdenbergLiechtenstein 

und Planungsprojekt SBahn FL.A.CH
– Anfrage der Abg. Gisela Biedermann:

– Umgang mit befruchteten Eizellen
– Jahresbericht 2010 der Delegation bei der Parlamenta

rischen Versammlung der OSZE (Organisation für Si
cherheit und Zusammenarbeit in Europa)

 Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
– Jahresbericht 2010 der Delegation bei der Parlamenta

rischen Versammlung des Europarates 
 Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
– Jahresbericht 2010 der Delegation bei der Parlamenta

rierKommission Bodensee 
 Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
– Jahresbericht 2010 der Ombudsperson für Kinder und 

Jugendliche
 Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
– Schaffung eines Gesetzes über Patientenverfügungen 

(Patientenverfügungsgesetz; PATVG), (Nr. 130/2010); 
[1. Lesung: 15. Dezember 2010]  Stellungnahme der 
Regierung (Nr. 21/2011); 2. Lesung 

 Das Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten 
und verabschiedet.

– Abänderung des Gleichstellungsgesetzes (GLG), 
des Arbeitsvertragrechts (ABGB) sowie des Vermitt
leramtsgesetzes (VAG) (Umsetzung der Richtlinien 
2006/54/EG und 2004/113/EG (132/2010); [1. Lesung: 
16. Dezember 2010]  Stellungnahme der Regierung 
(Nr. 25/2011); 2. Lesung 

 Die Abänderungen der Gesetze werden in 2. Lesung 
beraten und verabschiedet.

– Abänderung des Gesetzes betreffend Übernahmean
gebote (Übernahmegesetz; ÜbG); (Nr. 3/2011); [1. Le
sung: 17. März 2011]; 2. Lesung 

 Die Abänderung des Gesetzes wird in 2. Lesung bera
ten und verabschiedet.

– Festlegung des Mindestfinanzbedarfs für die Jahre 
2012 – 2015 sowie die Anpassung des Finanzzuwei
sungssystems im Rahmen der Sanierung des Landes
haushalts (Nr. 11/2011); [1. Lesung: 17. März 2011]  
Stellungnahme der Regierung (Nr. 30/2011); 2. Lesung 

 Die Festlegung des Mindestfinanzbedarfs sowie die 
Anpassung des Finanzzuweisungssystems werden in 2. 
Lesung beraten und die entsprechenden Gesetze wer
den mit Abänderungen verabschiedet.

– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Auf
hebung des Gesetzes vom 19. November 1980 zur För
derung der Qualität und Hygiene von Milch und Milch
produkten (Nr. 20/2011); 1. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Ab

änderung des Gesetzes über die Betäubungsmittel 
und die psychotropen Stoffe (Betäubungsmittelgesetz; 
BMG) (Nr. 27/2011); 1. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Teil

revision des Heimatschriftengesetzes (HSCHG) (Nr. 
19/2011); 1. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Abän

derung des Polizeigesetzes (Barmittelkontrollen) (Nr. 
24/2011); 1. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Kleine Anfragen Beantwortung

Öffentliche Landtagssitzung vom 18. / 19. / 20. Mai 2011
– Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

18./19./20. Mai 2011
– Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land

tagssitzung vom 16./17. März 2011 
 Das Protokoll wird genehmigt.
– Interpellationsbeantwortung betreffend die grenzüber

schreitende, regional abgestimmte Spitalplanung und 
Versorgung mit Spitalleistungen zwischen dem Kan
ton St. Gallen und dem Fürstentum Liechtenstein (Nr. 
39/2011)  Teil 1

– Anfrage des Abg. Peter Büchel:
– 59. World Congress des Internationalen Verbandes 

für öffentliches Verkehrswesen
– Anfrage des Abg. Johannes Kaiser:

– Kosten der Schengen/DublinTeilnahme
– Anfrage des Abg. Werner Kranz:

– Anspruch auf eine von der IV finanzierte Umschulung
– Anfrage des Abg. Manfred Batliner:

– Marktzugang in die Schweiz
– Anfragen des Abg. Gerold Büchel:

– Fotowettbewerb
– Landtagsgebäude Dacharbeiten 
– Pressespiegel
– Gründe für die Ablehnung von Patienten
– Webseite der Regierung

– Anfragen der Abg. Marlies AmannMarxer:
– Aufnahme von afrikanischen Flüchtlingen aus Malta 

«Burden Sharing».
– Kosten für Schengen
– Geldspielsucht und Sozialschutz

– Anfrage des Abg. Albert Frick:
– Haus des Sports
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– Anfrage der Abg. Gisela Biedermann:
– Schwangerschaftsabbruch in Liechtenstein 

– Anfragen des Abg. Pepo Frick:
– Asylsuchende aus Malta
– Löhne für Arbeiter aus der EU
– Mehreinnahmen 2010
– Mobilfunkantenne Malbun
– Handhabung Corporate Governance 

– Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:
– Ausübung der AktionärsStimmrechte durch die 

Ethos Stiftung
– Arzttarif
– atomare Risiken für Liechtenstein
– Familienpolitik

– Anfrage der Landtagsvizepräsidenten Renate Wohlwend:
– Familienportal

– Interpellationsbeantwortung betreffend die grenzüber
schreitende, regional abgestimmte Spitalplanung und 
Versorgung mit Spitalleistungen zwischen dem Kan
ton St. Gallen und dem Fürstentum Liechtenstein (Nr. 
39/2011)  Fortsetzung  Teil 2

 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge
nommen.

– Interpellationsbeantwortung betreffend den Beitritt 
Liechtensteins zum Internationalen Währungsfonds 
und zur Weltbankgruppe (Nr. 36/2011)

 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge
nommen. 

– Interpellationsbeantwortung zur aktuellen und zu
künftigen Zulassungs und Einwanderungspolitik (Nr. 
38/2011) 

 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge
nommen.

– Postulat über die hoheitlichen Aufgaben von staatli
chen Unternehmen und Institutionen (Grundversor
gungsaufgaben, Service Public) der Abgeordneten 
Manfred Batliner, Christian Batliner, Gerold Büchel, 
Rainer Gopp, Renate Wohlwend, Albert Frick, Peter 
Lampert und Johannes Kaiser vom 20. April 2011

 Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
– Postulat zur Brustkrebsvorsorge der Abgeordneten  

Renate Wohlwend, Johannes Kaiser, Gerold Büchel, 
Christian Batliner, Manfred Batliner, Elmar Kindle, 
Wendelin Lampert, Rainer Gopp, Peter Lampert und 
Albert Frick vom 20. April 2011

 Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
– Initiative zur Abänderung des Artikels 16 Ab

satz 2 des Gesetzes über die Steuerung und Über
wachung öffentlicher Unternehmen (Öffentli
cheUnternehmenSteuerungsGesetz; ÖUSG) 
– Genehmigung der Eignerstrategie durch den Land
tag der Abgeordneten Christian Batliner, Manfred Bat
liner, Rainer Gopp, Gerold Büchel, Johannes Kaiser, 
Albert Frick, Renate Wohlwend, Peter Lampert und  
Wendelin Lampert vom 18. April 2011

 Die Initiative wird in 1. Lesung beraten und an die Re
gierung überwiesen.

– Interpellation zur Einführung des Stimm und Wahl
rechts auf Gemeindeebene für niedergelassene Auslän
derInnen und AuslandsliechtensteinerInnen des Abge
ordneten Pepo Frick vom 20. April 2011

 Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
– Interpellation «Staatliche Energieunternehmen LKW 

und LGV unter einem Dach» des Abgeordneten Pepo 
Frick vom 20. April 2011

 Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
– Interpellation zur Weiterführung der Stabsstelle für 

Chancengleichheit des Abgeordneten Pepo Frick vom 
20. April 2011

 Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
– Bewilligung von Nachtragskrediten (II/2011) (Nr. 

49/2011)
 Die Nachtragskredite werden genehmigt.
– Geschäftsbericht 2010 und Jahresrechnung 2010 der 

Liechtenstein BUS Anstalt (Nr. 35/2011)
 Der Geschäftsbericht und die Jahresrechnung werden 

zur Kenntnis genommen.
– Geschäftsbericht 2010 und Jahresrechnung 2010 der 

AHVIVFAKAnstalten (Nr. 50/2011)
 Der Geschäftsbericht und die Jahresrechnung werden 

zur Kenntnis genommen.
– Geschäftsbericht und Jahresrechnung 2010 der Liech

tensteinischen Kraftwerke (Nr. 40/2011)
 Der Geschäftsbericht und die Jahresrechnung werden 

zur Kenntnis genommen.
– Geschäftsbericht und Jahresrechnung 2010 der Liech

tensteinischen Gasversorgung (Nr. 41/2011)
 Der Geschäftsbericht und die Jahresrechnung werden 

zur Kenntnis genommen.
– Geschäftsbericht und Jahresrechnung 2010 der Liech

tensteinischen Post AG (Nr. 42/2011)
 Der Geschäftsbericht und die Jahresrechnung werden 

zur Kenntnis genommen.
– Geschäftsbericht und Jahresrechnung 2010 des Liech

tensteinischen Rundfunks (LRF) (Nr. 44/2011)
 Der Geschäftsbericht und die Jahresrechnung werden 

zur Kenntnis genommen.
– Geschäftsbericht und Jahresrechnung 2010 der Tele

com Liechtenstein AG (Nr. 43/2011)
 Der Geschäftsbericht und die Jahresrechnung werden 

zur Kenntnis genommen.
– Tätigkeitsbericht 2010 der Datenschutzstelle des Für

stentums Liechtenstein
 Der Tätigkeitsbericht wird zur Kenntnis genommen.
– Abänderung des Bankengesetzes, des Zahlungs

dienstegesetzes, des eGeldgesetzes und des Markt 
missbrauchsgesetzes (Nr. 4/2011); [1. Lesung 17. März 
2011]  Stellungnahme der Regierung (Nr. 32/2011); 
2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Abänderung des Gesetzes über die obligatorische Un
fallversicherung (Unfallversicherungsgesetz; UVersG) 
(Nr. 13/2011); [1. Lesung: 17. März 2011]  Stel
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lungnahme der Regierung (Nr. 45/2011); 2. Lesung  
Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Teil
revision des Heimatschriftengesetzes (HSCHG), (Nr. 
19/2011); [1. Lesung: 13. April 2011]  Stellungnahme 
der Regierung (Nr. 48/2011); 2. Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Interkantonale Vereinbarung über die computerge
stützte Zusammenarbeit der Kantone bei der Aufklä
rung von Gewaltdelikten vom 2. April 2009 (VICLAS
Konkordat) sowie die Schaffung eines Gesetzes zur 
Durchführung der Vereinbarung (Nr. 23/2011)

 Der Vereinbarung wird die Zustimmung erteilt und die 
Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Bericht und Antrag der Regierung betreffend das Frei
handelsabkommen zwischen den EFTAStaaten und 
der Ukraine (Nr. 31/2011)

 Dem Freihandelsabkommen wird zugestimmt.
– Bericht und Antrag der Regierung betreffend das Über

einkommen über die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Schiedssprüche vom 10. Juli 1958 (Nr. 
47/2011)

 Dem Übereinkommen wird zugestimmt.
– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Schaf

fung eines Gesetzes über bestimmte Organismen für ge
meinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG) und die 
Abänderung weiterer Gesetze (Nr. 26/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Schaf

fung eines Gesetzes über den «Verkehrsbetrieb LIECH
TENSTEINmobil» sowie die Abänderung weiterer Ge
setze (Nr. 34/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die To

talrevision des Gesetzes über den Konsumkredit (Nr. 
33/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Ab

änderung des Feuerwehrgesetzes (Teilrevision) (Nr. 
37/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Abän

derung der AHV und IV und die Familienzulagen (Ein
führung eines Minimal und Maximal Kapitals im Be
reich der Verwaltungskosten) (Nr. 51/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
– Kleine Anfragen Beantwortung

Öffentliche Landtagssitzung vom 28. / 29. / 30. Juni 2011
– Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

28./29./30. Juni 2011 
– Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land

tagssitzung vom 13. April 2011
 Das Protokoll wird genehmigt.

– Ergebnis der Volksabstimmung vom 17./19. Juni 2011 
über das Referendumsbegehren zum Gesetz vom 16. 
März 2011 über die eingetragene Partnerschaft gleich
geschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz; PartG)

 Das Ergebnis der Volksabstimmung wird zur Kenntnis 
genommen.

– Initiativbegehren zur Abänderung des Strafgesetzbu
ches («Hilfe statt Strafe») (Nr. 73/2011)

 Das Initiativbegehren wird abgelehnt. Die Regierung 
wird mit der Anberaumung einer Volksabstimmung be
auftragt.

– Anfrage des Abg. Harry Quaderer:
– Besuch der chinesischen VizeAussenministerin

– Anfrage der Abg. Marlies AmannMarxer:
– Restwassermengen in der Samina

– Anfragen des Abg. Gerold Büchel:
– Sprachvorgaben Kindergärten
– Übertrittsquoten im Schulsystem
– Windenergiemessungen im Liechtensteiner Oberland

– Anfragen des Abg. Peter Lampert:
– Sonnenkollektoren
– GasBusse
– Bussen der Polizei

– Anfrage der Abg. Gisela Biedermann:
– InvitroFertilisation

– Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
– Museum der Hilti Art Foundation
– Vergabe von Bewilligungen und Zulassungen durch 

die FMA
– Anfrage des Abg. Albert Frick:

– Marke Liechtenstein.
– Anfrage der Landtagsvizepräsidenten Renate Wohlwend:

– Spielbankenkonzession
– Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:

– Konkurrenzstrategie des Landesspitals
– atomare Risiken für Liechtenstein

– Anfragen der Stv. Abg. Helen Konzett Bargetze:
– Legasthenie
– Restwassermenge in der Samina

– Anfrage der Abg. Doris Frommelt:
– LiechtensteinDialog

– Anfrage des Abg. Peter Hilti:
– Spielbankenkonzession

– Anfrage der Abg. Diana Hilti:
– Flüchtlingsheim

– Postulatsbeantwortung betreffend die Häusliche Be
treuung und Pflege (Nr. 71/2011) 

 Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom
men und das Postulat vom 20. Oktober 2010 abge
schrieben.

– Interpellation betreffend die Energiepolitik der Abge
ordneten Christian Batliner, Manfred Batliner, Gerold 
Büchel, Albert Frick, Doris Frommelt, Rainer Gopp,  
Johannes Kaiser, Elmar Kindle, Peter Lampert, Wende
lin Lampert und Renate Wohlwend vom 30. Mai 2011

 Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
– Interpellation betreffend den Sozialmissbrauch der Ab
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geordneten Christian Batliner, Manfred Batliner, Albert 
Frick, Doris Frommelt, Rainer Gopp, Johannes Kaiser, 
Elmar Kindle, Peter Lampert, Wendelin Lampert und 
Renate Wohlwend vom 30. Mai 2011

 Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
– Schaffung eines Gesetzes über bestimmte Organismen 

für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG) 
und die Abänderung weiterer Gesetze (Nr. 26/2011); 
[1. Lesung: 19. Mai 2011]  Stellungnahme der Regie
rung (Nr. 58/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Genehmigung eines Verpflichtungskredites für den 
Neubau eines Liechtensteinischen Landesspitals am 
bestehenden Standort (Nr. 54/2011)

 Der Verpflichtungskredit für den Neubau eines Liech
tensteinischen Landesspitals am bestehenden Stand
ort wird genehmigt. Dem Antrag, den Kreditbeschluss  
einer Volksabstimmung zu unterziehen, wird nicht 
Folge geleistet. 

– Neuregelung des an die Alters und Hinterlassenen
versicherung ausgerichteten Staatsbeitrages sowie der 
Einführung von Massnahmen zur finanziellen Siche
rung der AHV (Nr. 61/2011)

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
– Staatsbeitrag an die Kosten der obligatorischen Kran

kenpflegeversicherung der übrigen Versicherten für 
das Jahr 2012 (Nr. 70/2011)

 Der Staatsbeitrag an die Kosten der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung der übrigen Versicherten 
für das Jahr 2012 wird auf CHF 54 Mio. festgelegt.

– Bewilligung von Nachtragskrediten (III/2011) (Nr. 
69/2011)

 Die Nachtragskredite werden genehmigt.
– Rechenschaftsbericht der Regierung sowie Bericht des 

Landtags und der Gerichte 2010 (Nr. 46/2011)
 Der Bericht von Landtag, Regierung und Gerichten 

2010 wird genehmigt. Der Regierung und den Mitar
beitern und Mitarbeiterinnen der Landesverwaltung 
wird der Dank für die geleisteten Dienste ausgespro
chen.

– Genehmigung der Landesrechnung für das Jahr 2010 
(Nr. 68/2011)

 Die Landesrechnung wird genehmigt. Dem Finanz
beschluss über einen Aufwandüberschuss von CHF 
29'776'370 in der Laufenden Rechnung und einem  
Finanzierungsfehlbetrag von CHF 15'614'750 in der In
vestitionsrechnung wird zugestimmt.

– Tätigkeitsbericht 2010 der Finanzkontrolle des Fürsten
tums Liechtenstein

 Der Tätigkeitsbericht 2010 wird zur Kenntnis genom
men.

– Geschäftsbericht 2010 der Liechtensteinischen Landes
bank AG (Nr. 53/2011)

 Der Geschäftsbericht 2010 wird zur Kenntnis genom
men.

– Geschäftsbericht 2010 (Jahresbericht und Jahresrech

nung) der Finanzmarktaufsicht (FMA) Liechtenstein 
(52/2011)

 Der Geschäftsbericht 2010 wird zur Kenntnis genom
men.

– Geschäftsbericht 2010 des Liechtensteinischen Lan
desspitals (Nr. 59/2011)

 Der Geschäftsbericht 2010 wird zur Kenntnis genom
men.

– Bericht über die Justizpflege 2010 der Gerichte (Nr. 
65/2011)

 Der Bericht 2010 wird zur Kenntnis genommen.
– Bereinigung der Anlagen I und II zum Zollvertrag (24. 

Bereinigung), LGBl. 2011 Nr. 134
 Die Bereinigung der Anlagen I und II zum Zollvertrag 

wird zur Kenntnis genommen.
– Aufhebung des Gesetzes vom 19. November 1980 zur 

Förderung der Qualität und Hygiene von Milch und 
Milchprodukten (Nr. 20/2011); [1. Lesung: 13. April 
2011]  Stellungnahme der Regierung (Nr. 60/2011); 2. 
Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Abänderung des Polizeigesetzes (Barmittelkontrollen) 
(Nr. 24/2011); [1. Lesung: 13. April 2011] Stellung
nahme der Regierung (Nr. 56/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Schaffung eines Gesetzes über den «Verkehrsbetrieb 
LIECHTENSTEINmobil» sowie die Abänderung weite
rer Gesetze (Nr. 34/2011); [1. Lesung: 20. Mai 2011]; 2. 
Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Revision des Schulgesetzes, des Lehrerdienstgesetzes, 
des Subventionsgesetzes und des Besoldungsgesetzes 
(Nr. 57/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
– Schaffung eines Gesetzes über die Förderung der wirt

schaftlichen und touristischen Entwicklung des Stand
ortes Liechtenstein (Standortförderungsgesetz; SFG) 
(Nr. 62/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten. 
– Abänderung des Personen und Gesellschaftsrechts 

(Umsetzung der Richtlinien 2009/49/EG und 2009/109/
EG) (Nr. 63/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten. 
– Abänderung der Strafprozessordnung, des Opferhilfe

gesetzes und des Datenschutzgesetzes (Nr. 64/2011); 
1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten. 
– Schaffung eines Gesetzes über den elektronischen Ge

schäftsverkehr mit Behörden (EGovernmentGesetz; 
EGovG) (Nr. 66/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten. 
– Schaffung eines Gesetzes über das Zentrale Personen

register (ZPRG) (Nr. 67/2011); 1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten. 
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– Abänderung des Informationsgesetzes und des Bevöl
kerungsschutzgesetzes (Nr. 55/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten. 
– Kleine Anfragen Beantwortung

Öffentliche Landtagssitzung vom 21. / 22. September 
2011
– Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

21./22. September 2011
– Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land

tagssitzung vom 18./19./20. Mai 2011
 Das Protokoll wird genehmigt.
– Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land

tagssitzung vom 28./29./30. Juni 2011
 Das Protokoll wird genehmigt.
– Ergebnis der Volksabstimmung vom 16./18. September 

2011 über das Initiativbegehren zur Abänderung des 
Strafgesetzbuches («Hilfe statt Strafe»)

 Das Ergebnis wird zur Kenntnis genommen.
– Interpellationsbeantwortung betreffend staatliche 

Energieunternehmen LKW und LGV unter einem Dach 
(Nr. 80/2011)

 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge
nommen.

– Interpellationsbeantwortung betreffend die Energiepo
litik (Nr. 87/2011)

 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge
nommen.

– Interpellationsbeantwortung betreffend die Weiter
führung der Stabsstelle für Chancengleichheit (Nr. 
82/2011)

 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge
nommen.

– Interpellationsbeantwortung betreffend die Einführung 
des Stimm und Wahlrechts auf Gemeindeebene für 
niedergelassene AusländerInnen und Auslandsliech
tensteinerInnen (Nr. 84/2011)

 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge
nommen.

– Interpellation «Schulstandorte und Schulraumpla
nung (Sekundarschulen der Sekundarstufe I: Ober und  
Realschulen)» vom 17.8.2011 der Abgeordneten Doris 
Beck, Peter Büchel, Günther Kranz und Werner Kranz

 Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
– Postulat «Überprüfung der Verfahrensgesetze bzw. 

Vereinheitlichung der Rechtsmittelfristen, insbeson
dere die Zivilprozessordnung (ZPO), die Strafprozess
ordnung (StPO) sowie das Gesetz über die allgemeine 
Landesverwaltungspflege (LVG), auf vier Wochen» 
vom 24.8.2011 der Abgeordneten Marlies Amann 
Marxer, Christian Batliner, Manfred Batliner, Gisela 
Biedermann, Gerold Büchel, Peter Büchel, Pepo Frick, 
Diana Hilti, Peter Hilti, Elmar Kindle, Gebhard Negele, 
Harry Quaderer, Thomas Vogt und Renate Wohlwend

 Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
– Vorschlag des Richterauswahlgremiums für die Wahl 

eines Richters sowie zweier Ersatzrichter des Verwal

tungsgerichtshofes (Schreiben Richterauswahlgre
mium vom 7. Juli 2011)

 Als Richter des Verwaltungsgerichtshofes wird ge
wählt: lic.iur. LL.M. Daniel Tschikof, Drachenweg 14, 
9496 Balzers. Als Ersatzrichterin des Verwaltungsge
richtshofes wird gewählt: lic.iur. et lic.oec. Azra Dizda
revicHasic, Im Gamander 20, 9494 Schaan. Als Ersatz
richter des Verwaltungsgerichtshofes wird gewählt: 
Mag.iur. LL.M. Raphael Näscher, Hinterdorf 31, 9492 
Eschen.

– Vorschlag des Richterauswahlgremiums für die Wahl 
eines AdhocRichters des Staatsgerichtshofes (Schrei
ben Richterauswahlgremium vom 1. September 2011)

 Als AdhocRichterin des Staatsgerichtshofes wird ge
wählt: Dr. Ursula Wachter, Pflugstrasse 16, 9490 Vaduz.

– Anfragen des Abg. Harry Quaderer:
– Werbekampagne zum Neubau des Landesspitals 
– Radio Liechtenstein zum Thema «Neubau Landes

spital»
– Amtsleiter APO

– Anfrage des Abg. Peter Hilti:
– Werbung auf LBABussen

– Anfragen der Abg. Diana Hilti:
– Verfahrensparteien beim Verfahren zur Bestreitung 

der Ehelichkeit eines Kindes
– Urteil des Staatsgerichtshofes betreffend der ano

nymen Publikation der OKPUmsätze der Ärzte
– Betreuungs und Pflegegeld und die Pflegegeldversi

cherung
– Abrechnung von Akupunktur der Traditionellen Chi

nesischen Medizin
– Entwicklung der Krankenkassenprämien

– Anfrage des Abg. Gebhard Negele:
– StrassenSanierungsarbeiten im Berggebiet

– Anfrage des Abg. Rainer Gopp:
– Belegarzteinkommen

– Anfrage des Abg. Peter Lampert:
– die FMA und das Verhalten gegenüber der Money 

Service Group
– Anfrage des Abg. Gerold Büchel:

– Realschule St. Elisabeth 
– Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:

– Landesrechnung 2011
– Money Service GroupSkandal und die Konsequenzen 

für Liechtenstein
– FMAÖkonom
– fehlendes Schulraumentwicklungskonzept und den 

Schulstandort St. Elisabeth
– Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:

– Umsatz und Einkommen je Arzt in Liechtenstein
– Konkurrenzstrategie des Landesspitals

– Anfrage des Abg. Christian Batliner:
– Vernehmlassungsverfahren

– Bewilligung von Nachtragskrediten (IV/2011) (Nr. 
86/2011)

 Die Nachtragskredite werden genehmigt.
– Abänderung des Gesetzes über die Alters und Hinter



| 21

LANDTAG

lassenenversicherung, die Invalidenversicherung und 
die Familienzulagen (Einführung eines minimalen und 
maximalen Kapitals im Bereich der Verwaltungskos
ten) (Nr. 51/2011); [1. Lesung: 20. Mai 2011]  Stel
lungnahme der Regierung (Nr. 77/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Schaffung eines Gesetzes über den elektronischen Ge
schäftsverkehr mit Behörden (EGovernmentGesetz; 
EGOVG) (Nr. 66/2011); [1. Lesung: 30. Juni 2011]  
Stellungnahme der Regierung (Nr. 75/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Schaffung eines Gesetzes über das Zentrale Personen
register (ZPRG) (Nr. 67/ 2011); [1. Lesung: 30. Juni 
2011]  Stellungnahme der Regierung (Nr. 76/2011);  
2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Abänderung des Informationsgesetzes und des Bevöl
kerungsschutzgesetzes (Nr. 55/2011); [1. Lesung: 30. 
Juni 2011]; 2. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Beschluss Nr. 76/2011 des gemeinsamen EWRAus
schusses (Verordnung (EG) Nr. 883/2004, geändert 
durch Verordnung (EG) Nr. 988/2009, zur Koordinie
rung der Systeme der sozialen Sicherheit und Durch
führungsverordnung (EG) Nr. 987/2009 sowie einige 
Beschlüsse und Empfehlungen der Verwaltungskom
mission für die Koordinierung der Systeme der sozia
len Sicherheit) (Nr. 74/2011)

 Dem Beschluss wird zugestimmt.
– Beschluss Nr. 40/2011 des gemeinsamen EWRAus

schusses (Richtlinie 2010/18/ EU des Rates vom  
8. März 2010 zur Durchführung der von Businesseu
rope, UEAPME, CEEP und EGB geschlossenen über
arbeiteten Rahmenvereinbarung über den Elternur
laub und zur Aufhebung der Richtlinie 96/34/EG) (Nr. 
79/2011)

 Dem Beschluss wird zugestimmt.
– Abkommen zwischen dem Fürstentum Liechtenstein 

und der Republik Uruguay zur Vermeidung der Dop
pelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein
kommen und vom Vermögen (Nr. 83/2011)

 Dem Abkommen wird zugestimmt.
– Abänderung des Landwirtschaftsgesetzes (Nr. 72/2011); 

1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Sozialhilfegesetzes (Nr. 78/2011);  

1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Strassenverkehrsgesetzes (Nr. 

81/2011); 1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Totalrevision des Gesetzes vom 2. April 1998 über die 

Aufnahme von Asylsuchenden und Schutzbedürftigen 

(Flüchtlingsgesetz; Neu: Asylgesetz; AsylG) sowie die 
Abänderung des Gesetzes über die Ausländer (Auslän
dergesetz; AUG) (Nr. 85/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
– Kleine Anfragen Beantwortung

Öffentliche Landtagssitzung vom 19. / 20. / 21. Okto-
ber 2011
– Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

19./20./21. Oktober 2011
– Petition «Stimm und Wahlrecht von Liechtensteinern 

im Ausland», beigebracht von den Liechtensteiner Ver
einen in der Schweiz am 29. September 2011

 Die Petition wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Interpellationsbeantwortung betreffend den Sozial

missbrauch (Nr. 96/2011) 
 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge

nommen.
– Postulatsbeantwortung betreffend die hoheitlichen 

Aufgaben von staatlichen Unternehmen und Institutio
nen (Grundversorgungsaufgaben, Service Public) (Nr. 
100/2011)

 Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom
men und das Postulat vom 20.4.2011 wird abgeschrie
ben.

– Anfrage des Abg. Harry Quaderer:
– statistische Übersicht der Gründungen und Löschun

gen im Gesellschaftswesen 
– Anfrage des Abg. Pepo Frick:

– Miet und Pachtrecht
– Anfrage des Abg. Peter Büchel:

– Betriebliches Mobilitätsmanagement der Landesver
waltung

– Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
– Marke Liechtenstein  Filmauftrag
– Landesrechnung 2011

– Anfrage des Abg. Werner Kranz:
– CasinoKonzession

– Anfragen des Abg. Thomas Vogt:
– bedingte Geldstrafen
– Strafverfahren

– Anfrage des Abg. Peter Lampert:
– Sportkommission

– Anfrage des Abg. Wendelin Lampert:
– Tarifsystem Tarmed

– Anfrage der Abg. Gisela Biedermann:
– Kindertagesstätte der Liechtensteinischen Landes

verwaltung
– Anfrage des Stv. Abg. Dominik Oehri:

– FMA
– Anfrage des Abg. Johannes Kaiser:

– Steuerabkommen LiechtensteinGriechenland
– Postulatsbeantwortung betreffend die zukünftige Me

dienpolitik der Regierung (Nr. 108/2011)
 Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom

men und das Postulat vom 14.3.2011 wird abgeschrie
ben.



22 |

LANDTAG

– Initiative betreffend die Abänderung des Strafgesetz
buches (Schwangerschaftsabbruch) der Abgeordneten 
Marlies AmannMarxer, Gisela Biedermann, Gerold 
Büchel, Albert Frick, Johannes Kaiser, Elmar Kindle 
und Renate Wohlwend vom 26. September 2011

 Die Initiative wird an die Regierung überwiesen.
– Motion zur Neuregelung des Schwangerschaftsab

bruchs nach Schweizer Modell der Abgeordneten Pepo 
Frick und Harry Quaderer vom 26. September 2011

 Die Motion wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Motion zur Abänderung des Volksrechtegesetzes (VRG) 

betreffend Wahlen und Abstimmungen der Abgeordne
ten Albert Frick, Johannes Kaiser, Elmar Kindle, Peter 
Lampert, Wendelin Lampert und Renate Wohlwend 
vom 26. September 2011

 Die Motion wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Wahl eines Richters sowie eines Ersatzrichters des 

Staatsgerichtshofes (Schreiben Richterauswahlgre
mium vom 29. August 2011)

 Als Richter wird gewählt: Dr. Hilmar Hoch, Am Bach 
16, 9495 Triesen. Als Ersatzrichter wird gewählt: Dr. 
Ralph Wanger, Plankner Strasse 24, 9494 Schaan.

– Verpflichtungskredit im Zusammenhang mit der Ein
setzung einer liechtensteinischtschechischen Histori
kerkommission (Nr. 89/2011)

 Der Verpflichtungskredit wird genehmigt.
– Gewährung eines Landesbeitrages an das Liechten

steinInstitut für die Jahre 2012 bis 2015 (Nr. 90/2011)
 Der Gewährung des Landesbeitrages wird zugestimmt.
– Gewährung eines Staatsbeitrages für die Univer

sität Liechtenstein für die Jahre 2012 bis 2015 (Nr. 
91/2011)

 Der Gewährung des Staatsbeitrages in abgeänderter 
Form wird zugestimmt.

– Vereinbarung über die Finanzierung der Erneuerungs
investitionen an der NTB (Hochschule für Technik 
Buchs) (Nr. 92/2011)

 Der Vereinbarung wird zugestimmt.
– Gewährung eines Landesbeitrages an die Geschäfts

stelle der internationalen Alpenschutzkommission CI
PRA (Nr. 97/2011)

 Der Gewährung des Landesbeitrages in abgeänderter 
Form wird zugestimmt.

– Ergänzungs und Nachtragskredit für den Umbau der 
Landstrasse Schaan innerorts im Bereich Steckergass 
bis Lindenkreuzung (Nr. 104/2011)

 Der Ergänzungs und Nachtragskredit wird bewilligt.
– Bewilligung von Nachtragskrediten (V/2011) (Nr. 

106/2011)
 Die Nachtragskredite werden bewilligt.
– Bau und Sanierung der Verkehrsinfrastruktur in Liech

tenstein für das Jahr 2012 (Verkehrsinfrastrukturbe
richt 2012) (Nr. 103/2011)

 Der Verkehrsinfrastrukturbericht 2012 wird zur Kennt
nis genommen.

– Abänderung des Gesetzes über die Betäubungsmittel 
und die psychotropen Stoffe (Nr. 27/2011); [1. Lesung: 

13. April 2011]  Stellungnahme der Regierung (Nr. 
95/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Neuregelung des an die Alters und Hinterlassenen
versicherung ausgerichteten Staatsbeitrages sowie der 
Einführung von Massnahmen zur finanziellen Siche
rung der AHV (Nr. 61/2011); [1. Lesung: 29. Juni 2011] 
 Stellungnahme der Regierung (Nr. 107/2011); 2. Le
sung 

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Revision des Schulgesetzes, des Lehrerdienstegeset
zes, des Subventionsgesetzes und des Besoldungsge
setzes (Nr. 57/2011); [1. Lesung: 29. Juni 2011]  Stel
lungnahme der Regierung (Nr. 94/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Schaffung eines Gesetzes über die Förderung der wirt
schaftlichen und touristischen Entwicklung des Stand
ortes Liechtenstein (Standortförderungsgesetz; SFG) 
(Nr. 62/2011); [1. Lesung: 30. Juni 2011]  Stellung
nahme der Regierung (Nr. 98/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Abänderung des Personen und Gesellschaftsrechts 
(Umsetzung der Richtlinien 2009/49/EG im Hinblick 
auf bestimmte Angabepflichten mittlerer Gesellschaf
ten sowie die Pflicht zur Erstellung eines konsolidierten 
Abschlusses und 2009/109/EG hinsichtlich Berichts 
und Dokumentationspflichten bei Verschmelzung und 
Spaltungen) (Nr. 63/2011); [1. Lesung: 30. Juni 2011] 
 Stellungnahme der Regierung (Nr. 102/2011); 2. Le
sung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Abänderung des Strassenverkehrsgesetzes (Nr. 
81/2011); [1. Lesung: 21. September 2011]; 2. Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Beschluss Nr. 78/2011 des Gemeinsamen EWRAus
schusses (Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 
betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versiche
rungs und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabili
tät II)) (Nr. 88/2011)

 Dem Beschluss wird die Zustimmung erteilt.
– Beschluss Nr. 83/2011 des Gemeinsamen EWRAus

schusses (Richtlinie 2007/ 66/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2007 zur 
Änderung der Richtlinien 89/665/EWG und 92/13/EWG 
des Rates im Hinblick auf die Verbesserung der Wirk
samkeit der Nachprüfungsverfahren bezüglich der Ver
gabe öffentlicher Aufträge) (Nr. 93/2011)

 Dem Beschluss wird die Zustimmung erteilt.
– Information über das Projekt «SBahn FL.A.CH» (Nr. 

101/2011)
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 Die Information wird zur Kenntnis genommen.
– Eingliederung des Amtes für Handel und Transport in 

das Amt für Volkswirtschaft (Nr. 99/2011); 1. Lesung 
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 

und verabschiedet.
– Kleine Anfragen Beantwortung
– Information von Regierungsrätin Renate Müssner zum 

Schreiben der AHV/IV/FAKAnstalten vom 21. Oktober 
2011 betreffend Art. 50 AHVG

Öffentliche Landtagssitzung vom 23. / 24. / 25. Novem-
ber 2011
– Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

23./24./25. November 2011
– Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land

tagssitzung vom 21./ 22. September 2011
– Ergebnis der Volksabstimmung vom 28./30. Oktober 

2011 über das Referendum bez. Genehmigung eines 
Verpflichtungskredites für den Neubau eines Liechten
steinischen Landesspitals am bestehenden Standort 
(Nr. 124/2011)

– Weiteres Vorgehen im Spitalprozess
– Anfrage des Abg. Gebhard Negele:

– häusliche Gewalt
– Anfragen des Abg. Pepo Frick:

– Kosten und Legitimation der Abstimmungskampagne 
pro Landesspital 

– ökologische Motorfahrzeugsteuer
– UmfragenAufträge der Regierung
– Mietzinseinnahmen
– Erbschaftssteuer

– Anfrage des Abg. Gerold Büchel:
– Reformkommission Landtagsreform

– Anfragen der Abg. Diana Hilti:
– 200 Jahre ABGB
– Einstellung der Untersuchungen der Staatsanwalt

schaft gegen die Ärzte
– Inhaberaktien
– Restrukturierung der Telecom
– Standortförderung

– Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:
– Notfalldienst
– fehlende Unterlagen betreffend das Landesspital
– Arzttarif

– Anfrage des Abg. Albert Frick:
– Arzttarif

– Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
– Domizilbesteuerung von pensioniertem Zoll und 

Grenzwachtpersonal
– Treffen des Regierungschefs mit rechtspopulis

tischem Parteiführer der FPÖ
– Anfrage der Abg. Marlies AmannMarxer:
– politische Bildung
– Interpellationsbeantwortung betreffend die «Schul

standorte und Schulraumplanung (Sekundarschulen 
der Sekundarstufe I: Ober und Realschulen)» (Nr. 114/ 
2011)

 Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge
nommen. Die Regierung wird beauftragt, dem Landtag 
ein ganzheitliches Konzept zu unterbreiten.

– Interpellation zur «Verteilungsgerechtigkeit: Fakten 
zur Einkommens und Vermögensverteilung in Liech
tenstein» des Abg. Pepo Frick vom 31. Oktober 2011

 Die Interpellation wird an die Regierung weitergeleitet.
– Postulatsbeantwortung betreffend die «Brustkrebsvor

sorge» (Nr. 117/2011)
 Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom

men und das Postulat abgeschrieben.
– Initiative betreffend die Abänderung des Gesetzes über 

die Förderung des Wohnungsbaues (Wohnbauför
derungsgesetz; WBFG) der Abgeordneten Manfred  
Batliner, Gerold Büchel, Albert Frick, Doris Frommelt, 
Rainer Gopp, Johannes Kaiser, Elmar Kindle, Peter 
Lampert, Wendelin Lampert und Renate Wohlwend 
vom 24. Oktober 2011

 Die Initiative wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Postulat zur «Berücksichtigung von ökologischen As

pekten bei der Wohnbauförderung» des Abgeordneten 
Pepo Frick vom 31. Oktober 2011

 Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
– Postulat betreffend den «Ausbau der Mobilität» der 

Abgeordneten Christian Batliner, Manfred Batliner, 
Gerold Büchel, Albert Frick, Doris Frommelt, Rainer 
Gopp, Johannes Kaiser, Elmar Kindle, Wendelin Lam
pert und Renate Wohlwend vom 24. Oktober 2011

 Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
– Postulat betreffend den «Dialekt im Kindergarten» 

der Abgeordneten Gerold Büchel, Doris Frommelt,  
Johannes Kaiser, Elmar Kindle, Peter Lampert, Wen
delin Lampert und Renate Wohlwend vom 24. Oktober 
2011

 Das Postulat wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Postulat betreffend die «Mindestertragssteuer (Artikel 

62, Absatz 2 des Gesetzes über die Landes und Ge
meindesteuern)» des Abgeordneten Pepo Frick vom 
31. Oktober 2011

 Das Postulat wird auf die DezemberSession vertagt.
– Finanzbeschluss betreffend die International School 

Rheintal (Nr. 110/2011)
 Der International School Rheintal wird von 2012 bis 

2014 je ein Jahresbeitrag von CHF 150'000 gewährt.
– Finanzplanung 2012 bis 2015 (Nr. 115/2011)
 Der Bericht zur Finanzplanung 2012 bis 2015 wird zur 

Kenntnis genommen.
– Landesvoranschlag und Finanzgesetz für das Jahr 2012 

(Nr. 116/2011)
 Der Landesvoranschlag für das Jahr 2012 wird geneh

migt. Dem Antrag der Regierung wird zugestimmt. Das 
Finanzgesetz für das Jahr 2012 wird in 1. und 2. Lesung 
beraten und verabschiedet sowie für dringlich erklärt.

– Verpflichtungskredit für den Ersatzbau des ehemaligen 
Internattrakts (Trakt G) beim Schulzentrum Mühleholz 
I in Vaduz (Nr. 120/2011)

 Das Traktandum wird abgesetzt.
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– Bestand und Bedarf an Stellen bei der Regierung, der 
Landesverwaltung, den Gerichten und dem Landtag 
(Stellenplan 2011) (Nr. 113/2011)

 Dem Antrag der Regierung wird zugestimmt. 
– Mittelfristige Planung staatlicher Hochbauten und An

lagen (Hochbautenbericht 2011) (Nr. 121/2011)
 Der Hochbautenbericht wird zustimmend zur Kenntnis 

genommen.
– Totalrevision des Gesetzes über den Konsumkredit (Nr. 

33/2011); [1. Lesung: 20. Mai 2011]  Stellungnahme 
der Regierung (Nr. 119/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Abänderung des Feuerwehrgesetzes (Teilrevision) (Nr. 
37/2011); [1. Lesung: 20. Mai 2011]  Stellungnahme 
der Regierung (Nr. 122/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Abänderung des Landwirtschaftsgesetzes und des 
Baugesetzes (Nr. 72/2011); [1. Lesung: 22. September 
2011]  Stellungnahme der Regierung (Nr. 118/2011); 
1. und 2. Lesung 

 Die Abänderung des Landwirtschaftsgesetzes wird in 
2. Lesung sowie die Abänderung des Baugesetzes in 1. 
und 2. Lesung beraten und verabschiedet.

– Abänderung des Sozialhilfegesetzes (Nr. 78/2011); [1. 
Lesung: 22. September 2011]  Stellungnahme der Re
gierung (Nr. 109/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und ver
abschiedet.

– Beschluss Nr. 2/2007 des EFTARats vom 19. April 
2007 zur Änderung von Anlage 3 zu Anhang K (gegen
seitige Anerkennung beruflicher Qualifikationen) zum 
Übereinkommen vom 4. Januar 1960 zur Errichtung der  
Europäischen Freihandelsassoziation (Nr. 105/2011)

 Dem Beschluss wird die Zustimmung erteilt.
– Abänderung des Gesetzes über europäische Betriebs

räte (Umsetzung der Richtlinie 2009/38/EG des Euro
päischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 
über die Einsetzung eines europäischen Betriebsrates 
oder die Schaffung eines Verfahrens zur Unterrichtung 
und Anhörung der Arbeitnehmer in gemeinschaftsweit 
operierenden Unternehmen und Unternehmensgrup
pen (Neufassung) (Nr. 111/2011); 1. Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Verfassungsgesetzes, der Strafpro

zessordnung, des Gerichtsorganisationsgesetzes sowie 
weiterer Gesetze (Abschaffung des Schöffengerichts) 
(Nr. 112/2011); 1. und 2. Lesung

 Der Abänderung des Verfassungsgesetzes wird einhel
lig zugestimmt. Die Abänderung der Strafprozessord
nung, des Gerichtsorganisationsgesetzes sowie wei
terer Gesetze wird in 1. und 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Abänderung des Steuergesetzes (Nr. 123/2011); 1. Le
sung

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.

– Kleine Anfragen Beantwortung

Öffentliche Landtagssitzung vom 14. / 15. Dezember 
2011
– Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

14./15. Dezember 2011
– Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land

tagssitzung vom 19./20./ 21. Oktober 2011
 Das Protokoll wird genehmigt.
– Petition «Partizipationsrechte für Personen mit aus

ländischer Staatsbürgerschaft» vom 23. November 
2011, überreicht vom Schweizer Verein im Fürstentum 
Liechtenstein

 Die Petition wird an die Regierung überwiesen.
– Petition «Griffiges Mietrecht für Liechtenstein» vom 22. 

November 2011, überreicht von Claudia HeebFleck, 
Im Wingert 16, 9494 Schaan (Erstunterzeichnerin)

 Die Petition wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Initiative zur Abänderung des Art. 16 Abs. 2 des Geset

zes über die Steuerung und Überwachung öffentlicher 
Unternehmen [1. Lesung: 19. Mai 2011]; 2. Lesung

 Die Initiative wird der Regierung zur Stellungnahme 
und Überarbeitung überwiesen. Diese Stellungnahme 
ist dem Landtag in der MärzLandtagssitzung 2012 zur 
Behandlung vorzulegen.

– Interpellation «FLStrafvollzug: Sparpotenzial und Re
sozialisierung» der Abgeordneten Marlies Amann 
Marxer, Christian Batliner, Manfred Batliner, Gisela 
Biedermann, Pepo Frick, Rainer Gopp, Werner Kranz 
und Renate Wohlwend vom 18. November 2011

 Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
– Motion zur Abschaffung der Ausnützungsziffer im Bau

gesetz (BauG) der Abgeordneten Manfred Batliner, 
Gerold Büchel, Rainer Gopp, Johannes Kaiser, Elmar 
Kindle, Peter Lampert und Renate Wohlwend vom 21. 
November 2011

 Die Motion wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Postulat betreffend die «Mindestertragssteuer (Artikel 

62, Absatz 2 des Gesetzes über die Landes und Ge
meindesteuern)» des Abgeordneten Pepo Frick vom 
31. Oktober 2011

 Das Postulat wird nicht an die Regierung überwiesen.
– Anfragen des Abg. Harry Quaderer:
– Belegärzte
– Weltklimakonferenz
– Anfrage der Abg. Marlies AmannMarxer:
– Landesmuseum
– Anfrage des Abg. Jürgen Beck:
– BusAbos für Buschauffeure
– Anfragen des Abg. Peter Lampert:
– PISAStudie 
– Ruhezonen für Wildtiere
– Anfragen des Abg. Pepo Frick:
– umweltbezogene Abgaben
– Mobilitätsmanagement
– Selbstanzeige gemäss neuem Steuergesetz 
– Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:
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– Arzttarif
– Familienpolitik
– Anfragen der Abg. Diana Hilti:
– Waldbewirtschaftung
– Berggebietssanierung
– OKPUmsatzzahlen der Ärzte
– Anfrage des Abg. Günther Kranz:
– Spielgruppen
– Liste über den Stand der Bearbeitung der parlamenta

rischen Eingänge
 Die Liste wird zur Kenntnis genommen.
– Wahl eines Richters sowie eines Ersatzrichters des 

Staatsgerichtshofes (Schreiben Richterauswahlgre
mium vom 21. November 2011)

 Als Richter wird gewählt: Prof. Dr. Bernhard Ehren
zeller, Bodanstrasse 4, CH9000 St. Gallen. Als Ersatz
richter wird gewählt: Prof. Dr. Benjamin Schindler,  
Tigerbergstrasse 21, CH9000 St. Gallen

– Wahl eines AdhocRichters für ein Verfahren des 
Obersten Gerichtshofes (Schreiben Richterauswahl
gremium vom 18. November 2011)

 Als AdhocRichter wird gewählt: Dr. Gabriel Marxer, 
Städtle 28, 9490 Vaduz

– Wahl eines AdhocRichters für die Funktionsperiode 
vom 1. Mai 2012 bis 30. April 2013 des Obersten Ge
richtshofes (Schreiben Richterauswahlgremium vom 
21. November 2011)

 Als AdhocRichter wird gewählt: Dr. Helmut Neudor
fer, Schanzweg 4c, A6800 Feldkirch

– Bereinigung der Anlagen I und II zum Zollvertrag (25. 
Bereinigung), LGBl. 2011 Nr. 488  493

 Die Bereinigung wird zur Kenntnis genommen.
– Abänderung der Strafprozessordnung, des Opferhilfe

gesetzes und des Datenschutzgesetzes (Nr. 64/2011); 
[1. Lesung: 30. Juni 2011]  Stellungnahme der Regie
rung (Nr. 126/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Totalrevision des Gesetzes vom 2. April 1998 über 
die Aufnahme von Asylsuchenden und Schutzbedürf
tigen (Flüchtlingsgesetz; Neu: Asylgesetz; AsylG) so
wie die Abänderung des Gesetzes über die Ausländer 
(Ausländergesetz; AUG) (Nr. 85/2011); [1. Lesung: 22. 
September 2011]  Stellungnahme der Regierung (Nr. 
133/2011); 2. Lesung 

 Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

– Abkommen vom 21. Juni 2011 über die Zusammenar
beit und den Informationsaustausch in Steuersachen 
mit der Regierung Australiens (Nr. 130/2011)

 Dem Abkommen wird zugestimmt.
– Abkommen vom 17. Dezember 2010 über die Zusam

menarbeit und den Informationsaustausch in Steuer
sachen mit den Regierungen von sieben nordischen 
Staaten/Jurisdiktionen (Norwegen, Schweden, Finn
land, Dänemark, Island, FäröerInseln und Grönland) 
(Nr. 131/2011)

 Dem Abkommen wird zugestimmt.
– Abänderung des Waffengesetzes (Nr. 125/2011); 1. Le

sung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Personen und Gesellschaftsrechts 

(Nr. 134/2011); 1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Kundmachungsgesetzes (Nr. 

132/2011); 1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Gesetzes über das Öffentliche Auf

tragswesen (ÖAWG) (Nr. 128/2011); 1. Lesung
 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Abänderung des Gesetzes über das Öffentliche Auf

tragswesen im Bereich der Sektoren (Nr. 129/2011); 1. 
Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
– Aufteilung des Amtes für Personal und Organisation in 

ein Amt für Personal und Organisation und in ein Amt 
für Informatik (Nr. 127/2011); 1. und 2. Lesung

 Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 
und verabschiedet.

– Wahl des Landesausschusses
 Neben dem gemäss Verfassung dem Landesausschuss 

vorstehenden Landtagspräsidenten Arthur Brunhart 
werden gewählt:  Abg. Peter Hilti  Abg. Elmar Kindle 
 Abg. Günther Kranz  Landtagsvizepräsidentin Renate 
Wohlwend

– Schliessung des Landtags

Finanzkontrolle

Leiterin: Cornelia Lang

Die unabhängige Finanzkontrolle als oberstes Fachorgan 
der Finanzaufsicht, welche den Landtag und die Regierung 
in ihren Aufsichtsfunktionen unterstützt, ist zuständig für 
die Prüfung des gesamten Finanzhaushalts. Hauptberei-
che der Tätigkeit der Finanzkontrolle sind die Prüfung der 
Landesrechnung, interne und externe Revisionen im Rah-
men der Umsetzung des jährlichen Revisionsprogramms, 
die Ausübung der internen Finanzaufsicht sowie die Zu-
sammenarbeit mit der Geschäftsprüfungskommission des 
Landtags.

Organisation

Die Finanzkontrolle ist seit dem Inkrafttreten des Finanz
kontrollgesetzes per 1. Januar 2010 organisatorisch dem 
Landtag zugeordnet. 

Der Personalbestand beträgt gegenüber dem Vorjahr 
unverändert 4.4 Stellen. Mit Rücksicht auf die Finanzlage 
des Staates hat die Finanzkontrolle den Antrag zur Schaf
fung der ursprünglich geplanten zwei weiteren Stellen 
erneut auf einen späteren Zeitpunkt verschoben. Dies hat 
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jedoch zur Folge, dass die fehlenden personellen Res
sourcen Abstriche beim Revisionsprogramm notwendig 
machen, was die Erfüllung des gesetzlichen Prüfauftra
ges erheblich erschwert.

Gesetzlicher Auftrag

Gemäss Finanzkontrollgesetz unterstützt die Finanzkont
rolle als oberstes Fachorgan der Finanzaufsicht sowohl 
den Landtag bzw. die Geschäftsprüfungskommission bei 
der Ausübung ihrer verfassungsmässigen Finanzkompe
tenzen sowie ihrer Oberaufsicht über das öffentliche Fi
nanzgebaren und die öffentliche Rechnungslegung als 
auch die Regierung bei der Ausübung ihrer Aufsichts
funktion. 

Die Aufgaben der Finanzkontrolle beinhalten die Prü
fung der Landesrechnung, die Prüfung des Finanzgeba
rens und der Rechnungslegung von staatlichen Stellen 
sowie öffentlichen Unternehmen, sofern dies spezial
gesetzlich vorgesehen ist, die Prüfung von staatlichen 
Finanzhilfen und Abgeltungen, die Prüfung des öffent
lichen Beschaffungswesens, die Prüfung der internen 
Kontrollsysteme auf ihre Wirtschaftlichkeit und Wirk
samkeit sowie die Prüfung von ITSystemen hinsichtlich 
ihrer Sicherheit, Wirtschaftlichkeit und Funktionalität.

Die Finanzkontrolle ist im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften selbständig und unabhängig. Sie ist in ihrer 
Prüfungstätigkeit nur dem Recht verpflichtet.

Die Aufsicht wird von der Finanzkontrolle nach den 
Kriterien der Ordnungsmässigkeit, Rechtmässigkeit und  
Wirtschaftlichkeit ausgeübt.

Die Finanzkontrolle erstellt über jede von ihr abge
schlossene Prüfung einen Bericht. Sie übermittelt die 
Berichte gemeinsam mit einer allfälligen Stellungnahme 
der geprüften Stelle der Geschäftsprüfungskommission 
und der Regierung. 

Einen ausführlichen Tätigkeitsbericht über Umfang, 
Schwerpunkte und Feststellungen ihrer Prüfungstätig
keit erstattet die Finanzkontrolle jährlich dem Landtag 
und der Regierung. Der Tätigkeitsbericht wird nach der 
Behandlung durch den Landtag auf der Homepage der 
Finanzkontrolle (www.fk.llv.li) veröffentlicht.

Umsetzung des Prüfauftrages

Revisionsprogramm
Das jährliche Revisionsprogramm wird von der Finanz
kontrolle festgelegt und nach Anhörung der Geschäfts
prüfungskommission der Regierung zur Kenntnis ge
bracht. Das Revisionsprogramm, welches aufgrund der 
Kriterien der Wesentlichkeit und Risikoorientierung fest
gelegt wurde, bildet die Basis für die durchzuführenden 
Prüfungen. In Umsetzung des Revisionsprogramms prüft 
die Finanzkontrolle die Landesrechnung, staatliche Stel
len, selbständige und unselbständige öffentlichrechtli
che Stiftungen und Anstalten, interne Kontrollsysteme 
etc. Aufgrund von Konkordatsvereinbarungen der Regie

rung im Zusammenhang mit Bildungs und Sozialinsti
tutionen in der Schweiz nimmt die Finanzkontrolle auch 
dort Revisionsstellenmandate wahr. Als Revisionsorgan 
prüft sie die Mittelverwendung im Rahmen von EUPro
grammen, welche im Inland stattfinden. Im Auftrag der 
Geschäftsprüfungskommission und der Regierung führt 
die Finanzkontrolle zudem immer  wieder besondere 
Aufträge durch.

Informatik-Revisionen
Wesentliche Informatikprojekte in der Landesverwaltung 
werden, unter der Leitung der Finanzkontrolle, einer In
formatikRevision durch spezialisierte externe ITPrü
fungsgesellschaften unterzogen, wobei die ordnungs
gemässe Projektabwicklung, die technische Umsetzung, 
der Umgang mit Risiken etc. überprüft wird.

Interne Finanzaufsicht
Im Bereich der internen Finanzaufsicht prüft die Finanz
kontrolle Ausgaben hinsichtlich ihrer Rechtmässigkeit, 
Ordnungsmässigkeit und Wirtschaftlichkeit, verifiziert 
Bauabrechnungen und kontrolliert durch unangemel
dete Prüfungen die Geldbestände von rechnungslegen
den Stellen, Stiftungen und Schulen.

Zusammenarbeit mit der  
Geschäftsprüfungskommission

Mit der Geschäftsprüfungskommission des Landtags 
besteht eine intensive und wirkungsvolle Zusammenar
beit. Die Finanzkontrolle nimmt an den Sitzungen der 
Geschäftsprüfungskommission teil und informiert direkt 
über ihre Prüfungstätigkeiten. Die jeweiligen Prüfungs
ergebnisse und notwendige Massnahmen werden in den 
Sitzungen der Kommission zusammen mit der Regierung 
diskutiert und die weitere Vorgehensweise festgelegt.

Mitgliedschaften

Die Finanzkontrolle ist sowohl Mitglied der «Fachverei
nigung der Finanzkontrollen der Schweiz und des Für
stentums Liechtenstein» als auch Mitglied der Interna
tionalen und Europäischen Organisation der Obersten 
Rechnungskontrollbehörden (INTOSAI und EUROSAI). 
Der Informations und Erfahrungsaustausch über ak
tuelle Fachthemen, Prüfungsmethoden und Prüfungs
standards im öffentlichen Revisionsbereich sowie die  
Koordination von Weiterbildungsmassnahmen stehen im 
Zentrum dieser Mitgliedschaften.
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Datenschutzstelle

Leiter: Dr. Philipp Mittelberger

Die Arbeit der Datenschutzstelle (DSS) umfasst die Schwer-
punkte Information, Beratung und Aufsicht. Die Zahl der 
Anfragen stieg im Berichtsjahr weiterhin an und erreichte 
neuerlich eine Höchstzahl. Neben der Beratung war auch 
die Sensibilisierung der Öffentlichkeit wieder zentral.

Beratung privater Personen und Behörden

Die Beratung privater Personen und Behörden ist eine 
Kernaufgabe. Im Berichtsjahr gingen insgesamt 559 An
fragen ein, was einen neuerlichen Anstieg und Rekord 
gegenüber dem Vorjahr bedeutet. Wie die nachfolgende 
Übersicht zeigt, stammen die meisten Anfragen nach 

wie vor von Behörden, dicht gefolgt von Fragen im in
ternationalen Kontext. Für die hohe Anzahl im Bereich 
Internationales waren umfangreiche Fragenkataloge im 
Rahmen der Studie des Europarates zur Überarbeitung 
der Empfehlung Nr. R(87)15 über die Nutzung personen
bezogener Daten im Polizeibereich sowie zur Schengen
evaluation massgebend. Bei den Sachgebieten standen 
allgemeine Datenschutzthemen gefolgt von Gesetzesvor
haben sowie der Geltendmachung gesetzlicher Rechte 
im Vordergrund.

 Anwaltsbüros Gemeinden Industrie, Inter- Landesver- Medien Privat- Vereine, 
   Gewerbe, nationales waltung  personen Verbände 
   Dienst-  und 
   leistung   Behörden 

Datenschutz allgemein 8 2 29 45 46 8 21 2

andere Gesetzesvorhaben     19   

Arbeitsbereich   3  2  4 1

Datenbekanntgabe Inland  3 5  33 3 2 1

Datenbekanntgabe Auslandsbezug 22 2 15 1 7  1 

Geltendmachung gesetzlicher Rechte 4 1 1  3 6 17 

Gesundheit/Soziales   2  8  1 

Keine Zuständigkeit DSS       6 

Polizei/Sicherheit  1  110 5 1  

Register der Datensammlungen 1  12  17 4 2 2

Schengen/Dublin    2 11  1 

Technologischer Datenschutz   4  3 7 6 

Telekommunikation   1  2   

Umsetzung/Anwendung    1     
europäischen Rechts

Vernehmlassung ohne Stellungnahme     14   



28 |

LANDTAG

Stellungnahmen zu Vorlagen und Erlassen

Im Berichtsjahr gab die Datenschutzstelle 24 Stellung
nahmen zu Gesetzesvorhaben in verschiedenen Stadien 
des Gesetzgebungsverfahrens ab. Als Querschnittsmate
rie sind sämtliche Gesetzesprojekte auch hinsichtlich der 
datenschutzrechtlichen Relevanz zu überprüfen. Beson
ders hervorzuheben ist die Umsetzung des Rahmenbe
schlusses über den Datenschutz im Bereich der polizei
lichen und justiziellen Zusammenarbeit zu nennen, der 
insbesondere zu Anpassungen des Datenschutzgesetzes 
und der Strafprozessordnung (StPO) geführt hat.

Weitere Stellungnahmen betrafen beispielsweise Ge
setze zu folgenden Bereichen: EGovernment, Versiche
rungsaufsicht (Solvency II), Glaubensgenossenschaft, 
Konsumkredit, Sozialhilfe oder Gemeinden.

Bewilligungen von Videoüberwachungs- 
anlagen

Im Berichtsjahr gingen sieben Neuanträge bei der DSS 
ein, elf Bewilligungen wurden erteilt. Ende Jahr waren 
zwei Anträge hängig.

Genehmigung von Datentransfers in  
Drittländer

Im Rahmen der Anfragen zur Zulässigkeit einer Da
tenbekanntgabe ins Ausland gingen drei neue Anträge 
auf Genehmigung von unternehmensinternen Daten
schutzregelungen (Binding Corporate Rules, BCR) ein. 
Diese Verfahren, in deren Rahmen die Datenschutzver
ordnung eine Stellungnahme durch die DSS vorsieht, 
waren zum Ende des Berichtjahres noch pendent. Ein 
bereits 2010 eingeleitetes Verfahren konnte abge
schlossen werden.

Aufsicht

Die Unterscheidung zwischen der Beratung und der Auf
sicht ist oft fliessend. Es ist deshalb schwierig, konkrete 
Zahlenangaben zu machen, zumal auch nicht alle Fälle 
bis Jahresende abgeschlossen werden konnten. Nen
nenswert ist aber immerhin Folgendes:

Seit Inkrafttreten der letzten Revision des Kommu
nikationsgesetzes in 2010 obliegt der DSS eine zusätz
liche Aufsichtsfunktion hinsichtlich der Bearbeitung von 
Personendaten im Zusammenhang mit den Massnahmen 
zur Überwachung der elektronischen Kommunikation 
und im Besonderen mit der Vorratsdatenspeicherung. 
2011 hat die DSS entsprechende Kontrollen initiiert, die 
auf Grund des Umfangs und der Komplexität der Materie 
zum Ende des Berichtsjahres noch nicht abgeschlossen 
werden konnten.

Schengen und Dublin bringen harmonisierte Kontrol
len auf europäischem Niveau mit sich, an denen sich die 
DSS beteiligt. Die Gemeinsame Kontrollinstanz Schen
gen führte dazu eine Kontrolle durch zu Ausschreibun
gen von Personen, die von Justizbehörden zum Zwecke 
der Auslieferung gesucht werden (Art. 95 SDÜ). Im Be
richtsjahr wurden die ersten Schritte für die Kontrolle 
in Liechtenstein, die auf Grund einer Mitgliedschaft bei 
Schengen zwingend ist, gesetzt. Darüber hinaus wurde 
auch bei Dublin mit einer Kontrolle im Asylbereich be
gonnen. Ziel der DSS war es, angesichts des Beitritts 
zum Dublin/EurodacSystem sowie der Totalrevision 
des Flüchtlingsgesetzes, ein Bild zur praktischen Umset
zung und Sicherstellung der Datenschutzbestimmungen 
zu erhalten. Im hierfür erarbeiteten Fragebogen flossen 
auch Fragen der gemeinsamen Untersuchung der Eu
rodac Supervision Coordination Group zur vorzeitigen  
Löschung der FingerabdruckDaten aus dem Eurodac
System ein.

Führung des Registers der  
Datensammlungen

Zum Jahresende waren 396 Datensammlungen im Re
gister aufgeführt. Die Reduktion zum Vorjahr ergibt 
sich insbesondere aufgrund der Bezeichnung von  Da
tenschutzverantwortlichen durch Behörden und Private, 
wodurch diese von der Meldepflicht enthoben wurden. 
Nachdem bis zum Jahresanfang noch kein einziger Inha
ber der Datensammlung von diesem freiwilligen Instru
ment der Selbstregulierung Gebrauch gemacht hatte, 
wurden bis Ende 2011 insgesamt 25 Datenschutzverant
wortliche gegenüber der DSS bezeichnet. Die Liste ist 
auf der Internetseite der DSS veröffentlicht.

 Anwaltsbüros Gemeinden Industrie, Inter- Landesver- Medien Privat- Vereine, 
   Gewerbe, nationales waltung  personen Verbände 
   Dienst-  und 
   leistung   Behörden 

Videoüberwachung   4  3  3 

Wirtschaft/Finanzen 2  5  1    
Gewerbe/Versicherungen

Gesamtergebnis 37 9 81 159 174 29 64 6
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zur vorzeitigen Löschung die Revision der Eurodac Ver
ordnung.

Öffentlichkeitsarbeit

Information und Sensibilisierung der Öffentlichkeit für 
Datenschutz gehören ebenfalls zu den zentralen Aufga
ben der DSS. Eine wesentliche Plattform zur Information 
der Öffentlichkeit stellt die Internetseite dar, auf der re
gelmässig und kostengünstig über ein aktuelles Thema 
berichtet wird. Neben Rechtsgutachten, die die DSS in 
der Vergangenheit eingeholt hatte, sind folgende The
men stichwortartig zu nennen: Urlaubstipps, Cloud Com
puting, Outsourcing, Online Targeting, Kinder und Ju
gendliche. Ebenso wurden neue Richtlinien der DSS zu 
den Rechten und Pflichten des Inhabers einer Daten
sammlung sowie zur Bearbeitung und Bekanntgabe von 
Daten durch Behörden und weiters eine Empfehlung zu 
den technischen und organisatorischen Massnahmen 
veröffentlicht.

Die Anzahl der Zugriffe auf die Internetseite stieg 
weiter an und betrug während des Berichtsjahres 73'356, 
bei 11'749 gegenüber 56'482, bei 8'961 Besuchern im 
Vorjahr (2010).

Die DSS nahm im Berichtsjahr an Podiumsdiskussio
nen zum Thema Cloud Computing der Universität Liech
tenstein sowie zum Thema Vorratsdatenspeicherung 
(«Der Zugriff des Staates auf private Daten am Beispiel 
der Vorratsdatenspeicherung») an der Privaten Univer
sität des Fürstentums Liechtenstein teil. An Letzterer 
konnte die DSS auch das Thema Arztgeheimnis aus un
terschiedlichen Perspektiven in einem Vortrag am Sym
posium «Gesundheitsrecht am Puls der Zeit – Der glä
serne Patient» näher beleuchten.

Veranstaltung anlässlich des Europäischen 
Datenschutztages

Der Europäische Datenschutztag dient der Sensibilisie
rung der Öffentlichkeit zu Themen, welche die breite Öf
fentlichkeit betreffen. Anlässlich des 5. Europäischen Da
tenschutztages fand wiederum in Zusammenarbeit mit 
der Universität Liechtenstein eine öffentliche Veranstal
tung zum Thema «Datenschutz und Mobilität» statt. Der 
Titel lautete «Schau mal, wer da spricht: Was Handys, 
Notebooks & Co alles erzählen».

Schulungen

Die DSS führte auch im Berichtsjahr wieder zwei allge
meine Schulungen für Mitarbeiter der Landesverwaltung 
durch. Darüber hinaus veranstaltete die DSS einen Work
shop zur Information über die Tätigkeit der Datenschutz
verantwortlichen. Schliesslich führte die DSS neuerlich 
eine Schulung an der Universität Liechtenstein des Mas
terstudiengangs Business Process Engineering, das Mo
dul «Risk and Security Management» durch.

Nach der Datenschutzverordnung haben Inhaber von 
Datensammlungen der DSS jährlich Änderungen zu mel
den. Hierzu gingen nur sehr wenige ein.

Mitarbeit in Arbeitsgruppen

Die DSS war im Berichtsjahr bei folgenden Arbeitsgrup
pen vertreten: Elektronisches Gesundheitsnetz, Zentrale 
Personenverwaltung, Krebsregister, Datenerhebung für 
die Lebenszyklusorientierte Grund und Alterssicherung 
(LGADatenerhebung), Operative Umsetzung Schengen/
Dublin und Visa Waiver Program – Preventing and Com
bating Serious Crime Agreement (PCSC). Die letztge
nannte Arbeitsgruppe erhielt den Auftrag, ein Abkom
men mit den USA auszuhandeln. Grundsätzlich ist es zu 
begrüssen, wenn die DSS in Arbeitsgruppen der Verwal
tung vertreten ist. Damit können Anliegen des Daten
schutzes frühzeitig eingebracht werden. Jedoch ist es 
fraglich, wieso die DSS legislative Aufgaben überneh
men soll. Die gesetzlichen Aufgaben der DSS bestehen 
unter anderem in der Stellungnahme zu Gesetzesvorha
ben, nicht aber in deren Ausschaffung.

Internationale Arbeitsgruppen

Angesichts einer globalisierten Welt und der rasanten 
technischen Entwicklungen stellen sich etliche Probleme 
mit internationalen Aspekten. Umso wichtiger ist die Zu
sammenarbeit mit ausländischen Datenschutzbehörden. 
Für Liechtenstein waren folgende Themen wesentlich:
Die Vereinigung schweizerischer Datenschutzbeauftrag
ter privatim, bei der die DSS Beobachterstatus hat, führte 
im Berichtsjahr ihr Frühjahrsplenum erstmals in Vaduz 
durch. Dabei wurden auch für Liechtenstein wesentliche 
Themen diskutiert, wie die Rolle der Datenschutzbeauf
tragten oder die Herausforderungen für die Weiterent
wicklung des Datenschutzrechts.

Als wichtigstes Thema der Art. 29 Datenschutz
gruppe ist die Revision der Datenschutzrichtlinie zu nen
nen. Wesentlich war darüber hinaus eine Stellungnahme 
zur Auslegung des Begriffs der Einwilligung. Diese ist im 
Privatrechtsbereich zentral.

Im Beratenden Ausschuss des Europarates wurden 
erste Ergebnisse einer Studie Verwendung von Person
endaten im Bereich der Polizei und Strafsachen präsen
tiert, an der auch die DSS teilgenommen hat. Ein weite
res Thema war die Revision der Datenschutzkonvention 
aus dem Jahr 1981.

Die DSS beteiligt sich wie erwähnt auch an der Ar
beit der Gemeinsamen Kontrollinstanz Schengen sowie 
der Eurodac Supervision Coordination Group und vor al
lem der Durchführung gemeinsamer Kontrollen. Die Ge
meinsame Kontrollinstanz Schengen hat neben der er
wähnten Kontrolle zu Art. 95 SDÜ im Berichtsjahr auch 
eine Folgeuntersuchung zu Art. 99 SDÜ durchgeführt. 
Ein wesentliches Thema der Eurodac Supervision Coor
dination Group betraf neben der koordinierten Kontrolle 
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Ombudsstelle für Kinder 
und Jugendliche 

Ombudsfrau: Margot Sele

Margot Sele wurde am im Oktober 2009 vom Landtag für 
eine Amtsdauer von 4 Jahren zur Ombudsfrau für Kin-
der und Jugendliche bestellt. Sie hat ihre Tätigkeit am 1.  
Januar 2010 aufgenommen, vorerst mit einem Auftrags-
pensum von 40 Stellenprozenten.

Rechtsgrundlage

Mit der Ratifizierung der 1989 von der UNO verab
schiedeten Kinderrechtskonvention (UNKRK) hat sich 
Liechtenstein 1995 verpflichtet, die Kinderrechte zu re
spektieren und umzusetzen. Im neuen Kinder und Ju
gendgesetz (KJG), welches am 1. Februar 2009 in Kraft 
getreten ist, wurde die Grundlage für die Funktion einer 
Ombudsperson für Kinder und Jugendliche geschaffen. 
Der Auftrag der Ombudsperson für Kinder und Jugendli
che ergibt sich aus dem Kinder und Jugendgesetz (KJG), 
Art. 96 – 100.

Gesetzlicher Auftrag

Laut Kinder und Jugendgesetz (KJG) hat die Ombuds
person folgende Aufgaben zu erfüllen:

Allgemein zugängliche Anlaufstelle
Die Ombudsstelle ist eine allgemein zugängliche, neut
rale und kostenlose Anlaufstelle in allen Fragen und An
liegen, die Kinder und Jugendliche betreffen. Es können 
sich Kinder und Jugendliche selber, aber auch Erwach
sene an die Ombudsfrau wenden. Die Ombudsperson 
ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die Ombudsper
son hat bei Bedarf zwischen Kindern und Jugendlichen 
oder Erziehungsberechtigten einerseits und Gerichten, 
Landes sowie Gemeindebehörden andererseits zu ver
mitteln. Auch Probleme mit öffentlichen und privaten 
Betreuungsorganisationen fallen in den Zuständigkeits
bereich der Ombudsperson.

Monitoringfunktion
Die Ombudsperson überwacht die Umsetzung internati
onaler Übereinkommen insbesondere das Übereinkom
men über die Rechte des Kindes (UNKRK). Zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben kann die Ombudsperson auch eigene Un
tersuchungen durchführen. Zudem wird sie im Interesse 
von Kindern und Jugendlichen bei Behörden und ande
ren Institutionen mit Eingaben oder Beschwerden vor
stellig und hat Auskunfts und Akteneinsichtsrecht bei 
Gerichten, Landes und Gemeindebehörden sowie priva
ten Einrichtungen und Organisationen (KJG Art. 98).

Weitere Aufgaben
Zu Gesetzes und Verordnungsentwürfen, die Kinder und 
Jugendliche in besonderem Masse berühren, nimmt die 
Ombudsperson im Rahmen des Vernehmlassungsverfah
rens Stellung. Ein weiterer Aufgabenbereich ist die Öf
fentlichkeitsarbeit, um einerseits auf die Ombudsstelle 
und deren Aufgaben aufmerksam zu machen und an
dererseits über die Kinderrechte und damit verbundene 
Themen zu informieren. Die Ombudsperson verfasst 
jährlich einen Tätigkeitsbericht zu Handen des Landtags.

Umsetzung des gesetzlichen Auftrages im 
Jahr 2011

Anlauf- und Beschwerdestelle
Im Berichtsjahr wurde die OSKJ in 23 Fällen kontaktiert. 
In den einzelnen Fällen ging es um Anliegen, Anregun
gen und Fragen zu unterschiedlichen Kinder und Ju
gendthemen.  Zudem gab es Beschwerden betreffend 
die Vorgehensweise oder zu Entscheiden von Behörden 
und Institutionen. Je nach Anliegen der einzelnen Per
sonen hat die Ombudsfrau mit den betroffenen Stellen 
Kontakt aufgenommen, um sich ein Bild über die Vor
gehensweise zu machen. In mehreren Fällen ist es der 
Ombudsfrau gelungen, zwischen den Parteien zu vermit
teln oder zu einer Lösung des Problems beizutragen. In 
zwei Fällen wurden von der OSKJ Eingaben bei Gericht 
gemacht.

Austausch und Zusammenarbeit mit Institutionen und 
Organisationen in FL
Der Informationsaustausch und die Zusammenarbeit mit 
Organisationen und Institutionen im FL sind für die OSKJ 
sehr wichtig, um sich ein Bild zur Lage der Kinderrechte 
machen und damit ihrer MonitoringAufgabe nachkom
men zu können. Im Berichtsjahr fand eine intensive Zu
sammenarbeit der OSKJ mit dem Kinder und Jugendbei
rat (KJB) statt. In einem gemeinsamen Projekt erstellen 
die OSKJ und der KJB den Kinder & Jugendbericht 2011, 
welcher 2012 veröffentlicht werden wird. Dazu wurden 
rund 960 Kinder und Jugendliche zur ihrer Lebenssitua
tion im FL befragt. Aufgrund der Initiative der OSKJ, des 
KJB und des TaKKindertheaters haben sich im FL erst
mals neun Organisationen zusammengeschlossen, um 
eine Veranstaltung zum internationalen Tag der Kinder
rechte am 20. November 2011 zu organisieren. Weiter 
wirkt die Ombudsfrau in der 2011 gegründeten Arbeits
gruppe «Obsorge» mit, welche sich unter anderem für eine 
verpflichtende vorgelagerte Mediation bei der Trennung/
Scheidung von Eltern mit Kindern bis 16 Jahren einsetzt.

Kontakt mit Kindern und Jugendlichen
Der direkte Kontakt mit Kindern und Jugendlichen trägt 
einerseits dazu bei, eine gewisse Niederschwelligkeit der 
Anlaufstelle zu erreichen, andererseits bietet er Gelegen
heit, über die Kinderrechte zu informieren. So ermög
lichte die Zusammenarbeit mit einigen Primarschulen, 
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in insgesamt 10 Primarschulklassen des Landes Kinder
rechteWorkshops durchzuführen. Durch die Mitwirkung 
an der JUBELVollversammlung 2011 und dem anschlie
ssenden Mentoring der JUBELProjektgruppe «Schule», 
welche dann im Juni 2011 eine SchülerLehrerKonfe
renz veranstaltete, konnte die Ombudsfrau in direkten 
Kontakt mit Jugendlichen treten.

Überregionale Kontakte 
Ein Besuch im Kinderbüro Bern gewährte einen Einblick 
in die Jugendbeteiligungsprojekte der Stadt Bern.  Der 
Austausch mit dem Verein Jugendbeteiligung Dornbirn 
und die Teilnahme an der Jahrestagung der Schweizer 
und Vorarlberger Kinderbüros in Lausanne boten Ge
legenheit, wichtige Kontakte zu knüpfen sowie Gedan
ken und Erfahrungen auszutauschen. In Zusammenar
beit mit der Kinder und Jugendanwaltschaft Vorarlberg 
konnte die OSKJ zudem die Aufführung eines Theater
stückes zum Thema Kinderrechte in der Primarschule 
Triesen ermöglichen.




